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Deutsche Steinkohle

von 70 auf 86%. Die wichtigsten 
Absatzgebiete für die Branche sind 
Amerika, Russland und China. Die 
Angebotspalette deutscher Berg-
baumaschinen ist umfassend – von 
Gewinnungsmaschinen für den 
Kohlenbergbau über den Industrie-
Mineralien- und Erzbergbau bis zur 
Aufbereitungstechnik. Gegenüber 
den deutlichen Vorjahressprüngen 
bei Auftragseingang und Umsatz 
wird die Branche nach eigener 
Einschätzung im Jahr 2008 eine 
Atempause einlegen und sich 2009 
wieder weiter aufwärts entwi-
ckeln.

Die Stärke der deutschen Berg-
bautechnik-Unternehmen liegt vor 
allem in ihrer Beweglichkeit und 
hohen Innovationskraft. So haben 
deutsche Anbieter mit modernster 
Frequenzrichtertechnik – etwa bei  

Pumpen und Abbaumaschinen –   
einen erheblichen Sprung nach 
vorn gemacht. Je nach sich verän-
dernden Einsatznotwendigkeiten 
und geologischen Gegebenheiten 
sind die Maschinen dadurch variab-
ler einsetzbar und zugleich deutlich 
leistungsstärker geworden. 

Die Kreativität und Fähigkeit der 
deutschen Anbieter, sich stets 
aufs Neue und im Voraus auf den 
sich verändernden Kundenbedarf 
einzustellen, ist die entscheiden-
de Stärke der Bergbautechnik 
„Made in Germany“. Diese hat 
sich zusammen mit dem deutschen 
Steinkohlenbergbau und seinen an-
spruchsvollen Abbaubedingungen 
als Referenzbasis zu einer inter-
national wettbewerbsfähigen und 
absatzstarken Branche entwickelt. 
Zudem sind die Firmen ständig da-

Deutsche 
Bergbau-
maschinen-
industrie

bei, ihren Kunden-Radius zu erwei-
tern. So entwickelt sich gegenwär-
tig im Sub-Sahara-Afrika (Kongo, 
Namibia, Sambia), im fernen Osten 
der GUS-Staaten (Jakutien) oder 
auch in der Mongolei ein bedeut-
samer Bergbau, in dem modernste 
Technik eingesetzt wird. Zugleich 
entwickeln sich langjährige und 
beständige Abnehmer deutscher 
Bergbautechnik wie beispielsweise 
China zunehmend zum Anbieter 
und damit Konkurrenten deutscher 
Bergbaumaschinenhersteller. Daher 
ist es für die deutsche Branche le-
benswichtig, den Technologie- und 
Know-how-Vorsprung zu halten und 
nach Möglichkeit weiter auszu-
bauen. Forschung und Entwicklung 
sowie engste Zusammenarbeit 
zwischen Wissenschaft, Bergbau 
und Bergbautechnik spielen dafür 
eine ebenso große Rolle wie der 
Wissenstransfer und das Wissens-
Management.

Moderne Bergbau-Transporttechnik
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Steinkohlenmarkt in Deutschland

Der Steinkohlenverbrauch in 
Deutschland hat im Jahr 2007 mit 
knapp 68 Mio. t SKE (Steinkohlen-
einheiten) gegenüber den Vorjahren 
wieder zugelegt (+1,3% gegenüber 
2006). Mit einem Anteil von gut 
14% am Primärenergieverbrauch 
leistete die Steinkohle damit wie 
seit Jahren nach dem Mineralöl 
(34%) und dem Erdgas (22%), aber 
vor der Braunkohle (12%), der Kern-
energie (11%) und allen erneuerba-
ren Energien zusammen (7%) den 
drittgrößten Beitrag zur nationalen 
Energiebedarfsdeckung.

2008 wird der Steinkohlenver-
brauch voraussichtlich etwas gerin- 
ger ausfallen als 2007. Die Haupt-
absatzbereiche der Steinkohle sind 
nach wie vor der Einsatz von Kraft-
werkskohle zur Stromerzeugung 
(2007: 72%) sowie als Kokskohle 

und Koks für die Verhüttung in der 
Stahlindustrie (26%). Zumindest 
in der Stromerzeugung dürfte der 
Bedarf auf Grund der vor allem im 
Vergleich zum Erdgas verbesserten 
preislichen Wettbewerbsfähigkeit 
der Steinkohle in naher Zukunft 
stabil bleiben. Der Bedarf der Stahl-
industrie ist stärkeren konjunktu-
rellen Einflüssen ausgesetzt. Er hat 
sich in der jüngeren Vergangenheit 
aber ebenfalls als stabil erwiesen. 
Die übrige Absatzmenge (2%) geht 
hauptsächlich in den Wärmemarkt. 
Dort werden speziell Anthrazit- 
kohlen – von einem relativ gerin-
gen Absatzniveau in den Vorjahren 
ausgehend – zunehmend stark 
nachgefragt (2007: +14% gegenü-
ber 2006). Der Grund ist ihr hoher 
Heizwert und die verbesserte 
Wirtschaftlichkeit durch die enorm 

gestiegenen Öl- und Gaspreise. 
Möglicherweise wird die Kohle-
nutzung im deutschen Wärmemarkt 
künftig wieder eine größere Rolle 
spielen. In diesem Marktsegment 
behauptet sich die heimische An-
thrazitkohle subventionsfrei.

Dagegen ist die Zukunft der Treib-
stoffgewinnung aus Steinkohle in 
Deutschland vorerst ungewiss. Sie 
könnte an die einstmals hierzu- 
lande hoch entwickelte Technolo-
gie der Kohlehydrierung anknüpfen, 
die in einer Reihe von anderen 
Ländern wie in China oder den USA 
mittlerweile bedeutende Projekte 
zur Folge hat. Solche Pläne werden 
zwar in Anbetracht der hohen  
Preise und Unsicherheiten im Öl-
sektor als Alternative zum Mineral-
öl zunehmend diskutiert. Sie sind 
in Deutschland aber bisher nicht 
konkretisiert worden und haben 
noch zu keinem Steinkohlen- 
verbrauch geführt. Sie stoßen 
zudem auf starke klimapolitische 
Vorbehalte, da mehr CO2 emittiert 
wird als bei der Verwendung von 
Rohöl. Allerdings könnte die direkte 
wie die indirekte Kohleverflüssi-
gung mit einer CO2-Abscheidung 
verknüpft werden. Ohne adäquate 
politische Rahmensetzung und 
Unterstützung sind Investitionen in 
CTL (Coal-to-Liquids) nicht reali-
sierbar. Dieses Absatzpotenzial 
bleibt für die Kohle in Deutschland 
daher vorerst noch Zukunftsmusik. 
Internationale Entwicklungen und 
Impulse sowie Überlegungen zu 
einer nationalen Rohstoffstrategie 
könnten es in einem neuen Licht 
erscheinen lassen.
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Deutsche Steinkohle

Durch die Rückführung des heimi-
schen Steinkohlenbergbaus hat 
die Importsteinkohle auf dem 
deutschen Steinkohlenmarkt seit 
ein paar Jahren eine dominierende 
Stellung errungen. 2007 wurden 
bereits rund 67% des inländischen 
Steinkohlenbedarfs aus Einfuhren 
gedeckt. Bei Kokskohle und Koks 
liegt der Importanteil sogar schon 
bei fast 80%.

Trotz des anhaltenden Anpassungs- 
und Schrumpfungsprozesses 
konnte die inländische Steinkohlen- 
förderung 2007 gegenüber dem 
Vorjahr sogar leicht auf 22 Mio. t  
SKE erhöht werden – nicht zuletzt  
durch die Steigerung der durch-
schnittlichen Schichtleistung unter  
Tage. Dies ist allerdings im länger-
fristigen Vergleich eine Ausnahme 
und wird es im Hinblick auf die 
weitere Zukunft auch bleiben. 

Denn schon 2008 wird die Jahres-
förderung durch die planmäßigen 
Kapazitätsanpassungen und die 
außerplanmäßigen Produktions-
ausfälle im Saarrevier um etwa 
ein Viertel auf rund 17 Mio. t SKE 
zurückgehen. In den Folgejahren 
wird die Förderung planmäßig 
weiter sinken. 

Gleichwohl hatte die heimische 
Steinkohle in 2007 mit rund 33% 
einen immer noch beträchtlichen 
Anteil an der Deckung des inlän-
dischen Steinkohlenbedarfs. Bei 
weiterer planmäßiger Anpassung 
wird ihr Anteil 2012 voraussichtlich 
bei 15 bis 20% liegen. Bei der Ver-
sorgung der Steinkohlekraftwerke 
in Deutschland lag ihr Anteil 2007 
sogar noch bei 39%. 

Bei der inländischen Primärener-
giegewinnung lag die Steinkohle 
im Jahr 2007 mit einem Anteil von 
gut 16% noch vor der inländischen 

Verbrauch heimi- 
scher und impor- 
tierter Steinkohle 
in Deutschland

Erdgasgewinnung (13%) und weit 
vor der Windkraft (4%), der Was-
serkraft (2%) und der Solarenergie  
(< 1%). Die öffentliche Wahrneh-
mung ist hierbei oft asymmet-
risch. Während die gegenwärtige 
Bedeutung der heimischen Kohle, 
zumal die der Steinkohle für 
die Energiegewinnung und den 
Energieverbrauch in Deutschland 
häufig unterschätzt wird, wird der 
faktische Beitrag der regenerati-
ven Energien überschätzt. Falsch 
eingeschätzt wird häufig auch der 
Subventionsbedarf, der entstehen 
würde, wenn heimische Steinkohle 
verstärkt durch erneuerbare Ener-
gien ersetzt würde. Bezogen auf 
die Kilowattstunde liegt die Durch-
schnittsvergütung für die Einspei-
sung von Strom aus regenerativen 
Energiequellen gemäß dem EEG bei 
knapp 11 ct. Nach wissenschaftli-
chen Berechnungen der Fachhoch-
schule Aachen aus dem Jahr 2007 
enthält sie einen Subventionsanteil 
von gut 7 ct/kWh. Der ist damit 
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Einfuhren von 
Steinkohle 
und Koks nach 
Deutschland

um das 2,8fache höher als die je 
kWh gerechneten Absatzhilfen für 
die Verstromung deutscher Stein-
kohle. Im Jahr 2008 hat sich dieser 
Unterschied voraussichtlich noch 
vergrößert.

Hinsichtlich der inländischen Vor-
räte an Energierohstoffen bleibt 
die Steinkohle ohnehin die bei 
weitem größte heimische Rohstoff-
quelle. Sie liegt sogar noch weit 
vor der Braunkohle, auch wenn die 
Frage, inwieweit die heimischen 
Steinkohlenvorkommen als wirt-
schaftlich gewinnbare „Reserven“ 
zu betrachten sind, vom politischen 
Finanzierungsrahmen abhängt und 
mit der Entwicklung der Förder-
kosten sowie der Weltmarktpreise 
schwankt. Unabhängig von der 
wirtschaftlichen Gewinnbarkeit 
sind jedoch immense, technisch 
gewinnbare Steinkohlenvorkommen 
von über 20 Mrd. t SKE unter deut-
schem Boden geologisch weiter 
vorhanden und verfügbar. Dies gilt 
jedenfalls, solange es einen leben-

den Steinkohlenbergbau mit dem 
entsprechenden Know-how für die 
heimischen Lagerstätten gibt.

Infolge der neuen Rahmenbedin-
gungen und veränderten Markt-
verhältnisse haben die Stein-
kohlenimporte nach Deutschland 
2007 mit rund 50 Mio. t SKE eine 
neue Rekordhöhe erreicht. Der 
größte Teil der Steinkohlenimporte 
kommt zwar via Binnenschiff und 
Schienentransport aus ande-
ren europäischen Ländern nach 
Deutschland. Nur rund 30% der 
Einfuhrmengen werden über den 
Seeverkehr direkt geliefert. Die 
wichtigsten Exportlieferländer sind 
jedoch mit Ausnahme Polens keine 
EU-Mitgliedsstaaten. Der weit 
überwiegende Teil der Importliefe-
rungen stammt aus Russland und 
Übersee.

Unterdessen haben nicht nur die 
Importmengen, sondern auch die 
Importpreise für Steinkohle in 
jüngster Zeit neue Rekordmarken 
erreicht. Hatten sich beispiels-
weise die Weltmarktpreise für 
Kraftwerkskohle 2007 gegen-
über 2006 nur relativ geringfügig 
gesteigert (Anstieg der jahres-
durchschnittlichen Grenzüber-
gangspreise in Deutschland von 62 
auf 68 €/t SKE), so sind sie seither 
geradezu explodiert – ähnlich wie 
die internationalen Öl- und Gas-
preise. Ein Allzeithoch folgte dem 
nächsten, auch wenn es zwischen-
zeitlich Preisberuhigungen gab. Im 
Jahresdurchschnitt 2008 wird mit 
einem Grenzübergangspreis für 
Kraftwerkskohle von rund 110 €/t 
SKE gerechnet. Mitte Juli 2008 
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Deutsche Steinkohle

mussten Importe nach Nordwest-
europa am Spotmarkt aber in der 
Spitze vorübergehend schon deut-
lich über 200 $/t bezahlt werden. 
Das entsprach einem Importpreis 
von bis zu 160 €/t SKE. 

Bei hochwertigen Kokskohlen, 
insbesondere aus den australi-
schen Provenienzen, haben sich 
die seit Mitte 2008 wirksamen 
neuen Jahresvertragspreise laut 
Presseberichten gegenüber der 
vorherigen Periode verdreifacht. 
Bei den Koksimporten, für die am 
Weltmarkt der Preis aus China die 
Maßstäbe setzt, sind die Preise 
2008 ebenfalls in eine neuerliche 
Aufwärtsspirale geraten. Sie haben 
sich zur Jahresmitte gegenüber 
dem Vorjahr mehr als verdoppelt.

Derartige Steigerungen der Welt-
markt- und Importpreise rücken 
auch die heimische Steinkohle 
ähnlich wie andere heimische 
Rohstoffvorkommen wieder an die 

Grenze der Wettbewerbsfähigkeit 
heran, so nahe wie seit Jahr 
zehnten nicht. Das gilt auch und 
gerade für die heimische Koks- 
kohle. Es führte im politischen 
Raum unter anderem zur Forderung 
nach Wiederaufnahme der Planun-
gen und des Genehmigungsverfah-

rens für das vorläufig unterbroche-
ne Projekt Donar. Dabei geht es um 
das Vorhaben einer neuen, subven-
tionsfreien Kokskohlenzeche auf 
einem unerschlossenen Abbaufeld 
in der Nähe der Stadt Hamm mit 
einem Vorrat von rund 100 Mio. t 
hochwertige Kohle. 

All dies hat die Diskussion über die 
Zukunft der heimischen Steinkohlen-
förderung neu beflügelt. Schon ein 
halbes Jahr nach Inkrafttreten des 
Steinkohlefinanzierungsgesetzes 
gab es in den Medien, so z. B.  
im ARD-Morgenmagazin vom  
10. Juli 2008, eine Debatte über 
den „Ausstieg vom Ausstieg“ aus 
dem Steinkohlenbergbau. Bereits 
im März 2008 hatte bei einer 
repräsentativen Meinungsumfrage 
von Forsa zu der Aussage „Auch 
in Zukunft sollte in Deutschland 
Steinkohle abgebaut werden“ 
eine klare Mehrheit von 55% der 
befragten Bevölkerung mit „Ja“ 
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Neben den reinen Preisrisiken stei-
gen auch die Versorgungsrisiken, 
die sich aus einer immer größer 
werdenden und möglicherweise 
schließlich totalen Importabhängig-
keit ergeben. Zwar ist Deutschland 
gerade bei der Kohleversorgung 
gegenwärtig noch in einer ener-
giepolitisch relativ komfortablen 
Situation. Dies gilt insbesondere 
im Vergleich zu Öl und Gas, wo der 
Grad der Verwundbarkeit durch 
Energiekrisen bislang deutlich 
höher ist. Denn durch den Mix aus 
Braunkohle, dem noch verfügbaren 
Anteil heimischer Steinkohle und 
Importsteinkohle aus verschiede-
nen Lieferländern können die Ver-
sorgungsrisiken wirksam begrenzt 
und die Preisrisiken gedämpft 
werden. Durch neue, effizientere 
Kohlenkraftwerke wird auch eine 
immer umwelt- und klimafreundli-
chere Kohlenutzung möglich. Doch 
droht diese sichere Kohlebasis 
durch klimapolitische Restriktionen 
und einen Ausstieg aus der heimi-

schen Steinkohle immer schmaler 
zu werden. Das hat nachweisbar 
negative Auswirkungen auf die 
Energieversorgungssicherheit.

Das bestätigt auch das Rheinisch-
Westfälische Wirtschaftsfor-
schungsinstitut (RWI) in Essen. 
Das RWI hat 2007 und 2008 im 
Auftrag des Bundesfinanzministe-
riums eine empirische Analyse zur 
„Sicherheit der Energieversorgung 

in Deutschland“  durchgeführt 
(siehe Zeitschrift für Energie-
wirtschaft 2/2007, S. 117 ff. und 
Energiewirtschaftliche Tages-
fragen Heft 4/2008, 54. Jg., S. 
8-14). Das RWI sieht zwar für die 
Energieversorgung vorerst keine 
absoluten Knappheiten im Sinne 
unzureichender physischer Verfüg-
barkeit von weltweiten Energie- 
und Rohstoffvorkommen. Jederzeit 
möglich und bedrohlich für die von 
Importen abhängigen Verbrau-
cherländer wie Deutschland seien 
jedoch relative Knappheiten durch 
Angebotsengpässe oder Unzuver-
lässigkeiten der Lieferanten. Um 
Versorgungsrisiken in diesem Sinne 
messbar zu machen, hat das RWI 
die Konzentration der deutschen 
Energieimporte nach Lieferländern 
untersucht (mittels des so genann-
ten Herfindahl-Index). Dann hat es 
das jeweilige Risiko anhand der von 
der Bundesregierung offiziell ver-
wendeten Hermes-Klassifizierung 
der politischen und wirtschaftli-
chen Stabilität von Handelspart-
nerländern bewertet. 

Versorgungsrisiken der Importabhängigkeit

geantwortet (in NRW sogar: 63%), 
dagegen waren lediglich 31% (in 
NRW: 27%). Wie ähnliche Um-
fragen in früheren Jahren gezeigt 
haben, wird von einer breiten Be-
völkerungsmehrheit ein Auslaufen 
des Steinkohlenbergbaus und die 
völlige Preisgabe der heimischen 
Bodenschätze nicht gewünscht.

Das sind allerdings Momentauf-
nahmen von Stimmungsbildern in 

der Öffentlichkeit. Die politische 
Entscheidung steht fest, eine Über-
prüfung des Ausstiegsbeschlusses 
für die heimische Steinkohle in 
2012 vorzunehmen und die Ent-
wicklung am Weltmarkt sowie der 
energiepolitischen Lage bis dahin 
abzuwarten. Für den Steinkohlen- 
bergbau bleibt der politische Ent-
scheidungsrahmen vorgegeben und 
wird nicht in Frage gestellt.
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Deutsche Steinkohle

Ergebnis der Analyse: Das Risiko 
der Versorgung mit Öl und Gas in 
Deutschland ist seit den Ölpreiskri-
sen ganz erheblich gestiegen – ein 
wichtiger Faktor ist dabei die mas-
sive Zunahme der Öl- und Gasim-
porte aus Russland –, „wohingegen 
sich das Versorgungsrisiko bei 
Steinkohle nur moderat erhöht“. Die 
Ursache für den relativ positiven 
Befund der RWI-Analyse bei der 
Steinkohle liegt in dem lange Zeit 
großen und „noch immer signifikan-
ten Anteil“ der sicheren heimischen 
Steinkohle, auch wenn diese ohne 
Subventionen nicht wettbewerbs-
fähig gewesen ist. Durch die for-
cierte Rückführung der heimischen 
Steinkohle und den Vormarsch der 
Importkohle steigt das so bemes-
sene Versorgungsrisiko jedoch, 
wie die RWI-Zahlen klar belegen, 
auch bei der Steinkohle an. Durch 

den zwar geringer werdenden, 
aber noch bestehenden Anteil der 
heimischen Produktion und die 
Diversifizierung der Importe liegt 
es bei der Steinkohle vorerst noch 
deutlich unter den Risikowerten 
von Öl und Gas. Das könnte sich in 
Zukunft aber nachhaltig ändern.

In einer anderen Studie zum glei-
chen Thema („Measuring Energy 
Security: A Conceptual Note“) vom 
Juli 2008 macht das RWI darauf 
aufmerksam, dass das Energie-
versorgungsrisiko in Deutschland 
in den nächsten Dekaden durch 
den geplanten Ausstieg aus der 
Kernenergie (um 2022) und der 
heimischen Steinkohle (2018) 
erheblich zunehmen wird. Es droht 
sogar größer als in den USA zu 
werden. Der gleichzeitig geplante 
Ausbau der erneuerbaren Ener-
gien vermag die so entstehende 

Lücke nicht zu schließen. Konkret 
berechnet hat das RWI aber nicht, 
was ein vollständiges Ende der 
heimischen Steinkohle und damit 
eine vollständige Importabhängig-
keit auch bei der Steinkohle für die 
Versorgungssicherheit bedeutet. 
Denn es wurde nur eine retrospek-
tive Betrachtung erstellt und keine 
Prognoserechnung. Eine Status-
quo-Prognose auf der Basis des 
RWI-Messkonzepts zeigt, dass der 
Risikowert der Steinkohleversor-
gung bei weiterem Rückgang des 
Anteils sicherer heimischer Stein-
kohle deutlich ansteigt. Das gilt 
insbesondere für die Kraftwerks-
kohle, bei der ein ähnlicher Risi-
kowert wie beim Erdgas erreicht 
würde. Die politischen Länderri-
siken der Kokskohlenimporte sind 
zwar geringer, doch kommen zwei 
Drittel des Weltmarktangebots an 
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Politische Stabilitätsgrade Kohle produzierender Länder  
gemäß Weltbank-Klassifikation 

Anteile der jeweiligen   
Produzentenländer Kraftwerkskohle Kokskohle
 
Stabilitätsgrad   2002   2006   2002   2006

Politisch stabile Länder 
(„stable“ – „fair“) 39,4% 29,4% 48,0% 36,4%

Politisch instabile Länder 
(„critical“ – „extremely critical“) 60,6% 70,6% 52,0% 63,6%

Quelle: Welt-Bergbau-Daten, BMWA Wien 2008; Weltbank 2007

Kokskohle aus einem einzigen Land 
(Australien). Dies stellt statistisch 
ein so genanntes Klumpenrisiko 
dar, also die Ballung eines Groß-
teils des Gesamtrisikos bei einem 
Risikoträger, eine im Finanzwesen 
gerade derzeit wieder intensiv 
diskutierte Risikokategorie. Wozu 
es führen kann, zeigten die außer-
ordentlichen Preissprünge bei der 
Kokskohle nach unwetterbedingten 
Produktionsstörungen in Australien 
im Frühjahr 2008.

Übrigens hat das RWI in dieser 
Analyse gleichzeitig festgestellt, 
dass die globalen Steinkohlenre-
serven sogar noch stärker konzen-
triert sind als die Reserven an Öl 
und Gas. Auf die vier größten Koh-
lenförderländer (USA, China, Indien 
und Russland) entfallen knapp drei 
Viertel aller Reserven, was dem 
politischen Risiko langfristig eine 
besondere Dimension verleihen 
könnte. Und in Deutschland ist 
der Anstieg des vom RWI gemes-
senen Versorgungsrisikos bei der 
Steinkohle „nicht unwesentlich auf 
die Importe aus Russland zurück-
zuführen“. Russland ist inzwischen 
neben seinen Öl- und Gaslieferun-
gen auch der wichtigste Stein-
kohlenlieferant für Deutschland 
geworden. Dieser Umstand wird in 

der öffentlichen Debatte über die 
künftige Steinkohlenversorgung 
bisher kaum wahrgenommen.

Die Problematik des erhöhten 
Länderrisikos der Steinkohlenver-
sorgung bei zunehmender Import-
abhängigkeit beschränkt sich aber 
keineswegs auf Lieferungen aus 
Russland. Die 2008 vom öster-
reichischen Bundesministerium 
für Wirtschaft und Arbeit veröf-
fentlichten „Welt-Bergbau-Daten“ 
(World-Mining-Data) enthalten bei-
spielsweise eine Klassifikation der 
politischen Stabilität der Produzen-
tenländer von zahlreichen Rohstof-
fen einschließlich der Energieroh-
stoffe bis zum Jahr 2006. Diese 
bezieht sich auch auf die Produzen-
tenländer von Kraftwerkskohle und 

Kokskohle. Die Klassifikation der 
politischen Stabilität der Länder 
stammt dabei aus den „Worldwide 
Governance Indicators“ der Welt-
bank. Demnach muss der politische 
Stabilitätsgrad von knapp 64% 
der Kokskohle produzierenden 
Länder und knapp 71% der Kraft-
werkskohle produzierenden Länder 
als „kritisch“ (bis hin zu „extrem 
kritisch“) eingestuft werden. Der 
Anteil der „kritischen“ Länder 
hat im Betrachtungszeitraum seit 
2002 sogar deutlich zugenommen. 
Ein wachsendes Länderrisiko für 
die Versorgungssicherheit durch 
Ausweitung der Abhängigkeit von 
Steinkohlenimporten ist da nicht 
verwunderlich.
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In den Jahren 2007 und 2008 
bestimmte die Klimapolitik, wie 
in den Jahren zuvor, sowohl die 
internationale als auch die natio-
nale energie- und umweltpolitische 
Diskussion. International haben die 
Beschlüsse des G8-Gipfels von Hei-
ligendamm im Juni 2007 den Boden 
bereitet für die Klimakonferenz von 
Bali, die im Dezember 2007 statt-
fand. In Bali wurde vereinbart, bis 
zur 15. Vertragsstaatenkonferenz 
im Dezember 2009 in Kopenhagen 
eine Nachfolgevereinbarung für 
das Kyoto-Protokoll aus dem Jahr 
1997 auszuhandeln. Die Vereinba-
rungen des Kyoto-Protokolls gelten 
nur bis Ende 2012. Insbesondere 
die EU hält aber eine grundsätzli-
che Verschärfung der Vereinbarung 
von Kyoto für die Zeit nach 2012 
für erforderlich. Allgemein werden 
notwendige Emissionsminderungen 
bis zum Jahr 2050 gegenüber 1990 
in einer Größenordnung von 50 bis 
80% für die Industriestaaten disku-
tiert. Überraschenderweise haben 
sich auch die großen Entwicklungs-
länder China und Indien in Bali 
dazu bereit erklärt, Emissionsmin-
derungs- und -begrenzungsmaß-
nahmen zu ergreifen, die allerdings 
nicht näher quantifiziert wurden. 
Die Einbindung Chinas und Indiens 
in ein Kyoto-Folgeabkommen ist vor 
dem Hintergrund des starken Emis-
sionswachstums beider Länder be-
sonders wichtig. China hat bereits 
im Jahr 2007 die USA als weltweit 
größter CO2-Emittent abgelöst, 
dies bei jährlichen Wachstumsra-
ten von ca. 10%. Die Emissionen 

Neuere Entwicklungen in der internationalen Klimaschutzpolitik

der westlichen Industrieregionen 
USA/Nordamerika, Europäische 
Union und auch Japan blieben 
demgegenüber seit dem Jahr 
2000 wenig verändert, trotz eines 
nennenswerten Wirtschaftswachs-

tums in diesen Regionen. Offenbar 
ist es hier in den letzten Jahren 
zu einer deutlichen Entkoppelung 
zwischen Wirtschaftswachstum 
und CO2-Emissionen gekommen. 
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Der G8-Gipfel im japanischen 
Toyako im Juli 2008 hat nochmals 
unterstrichen, dass die westlichen 
Industrienationen sich darin einig 
sind, die CO2-Emissionen langfris-
tig deutlich zu senken. Bis 2050 
soll eine Minderung von ca. 50% 

gegenüber heute angestrebt wer-
den. Diese Vorgaben werden auch 
die Vorlage für die nächste Ver-
handlungsrunde der internationalen 
Vertragsstaatenkonferenz liefern, 
die im Dezember im polnischen 
Poznan (Posen) stattfinden wird.

Die Europäische Kommission hat im 
Januar 2008 ihre klimapolitischen 
Konzepte vom Januar 2007, die 
vom Europäischen Rat im März 
2007 grundsätzlich bestätigt und 
weiter vertieft wurden, mit einem 
komplexen Gesetzgebungspaket 
genauer präzisiert, dem so genann-
ten Green Package. Dieses Green 
Package soll die klimapolitische 
Zukunft der Europäischen Union bis 
zum Jahr 2020 gestalten helfen, 
aber auch den Weg vorzeichnen für 
die von der Kommission für erfor-
derlich gehaltene Emissionsminde-
rung bis zum Jahr 2050. Abgedeckt 
werden sollen mit diesem Green 
Package nahezu alle Bereiche von 
Wirtschaft und Gesellschaft, die 
CO2 und Treibhausgase emittie-
ren, wodurch auch und gerade die 
Perspektiven der Kohle in Europa 
massiv beeinflusst werden. 

Zentrales Instrument des Green 
Package ist die Weiterentwicklung 
des europäischen Emissionshan-
delssystems (EU-ETS) für die Zeit 
nach 2012. Die Kommission hat 
für den Emissionshandelsbereich 
für die Zeit 2013 bis 2020 sehr 

Diskussion um das „Green Package“ der  
Europäischen Kommission

anspruchsvolle Ziele definiert. 
Damit sollen die CO2-Emissionen 
im EU-ETS-Bereich zwischen 
2005 und 2020 EU-weit um 21% 
reduziert werden. Die Ausgabe 
von Emissionsrechten soll ab 2013 
an den EVU-Bereich nicht mehr 
kostenfrei erfolgen, sondern zu 
100% auktioniert werden. Das zu 
auktionierende Volumen wird dann 
jedes Jahr um einen bestimmten 
Prozentsatz reduziert, um die 
erforderlichen Reduktionsmengen 
bis 2020 zu erreichen. Daher ist im 
Bereich der Stromerzeugung mit 
einem erheblichen Kostenschub zu 
rechnen, der vor allem industrielle 
Stromverbraucher einem schmerz-
haften Anpassungsprozess ausset-
zen dürfte. Die Emissionsrechte für 
das produzierende Gewerbe, in der 
Summe nur ein kleinerer Anteil im 
Vergleich zu den Stromerzeugern, 
sollen ab 2013 zunächst kostenfrei 
ausgeteilt werden. Anschließend 
werden sie stufenweise und bis 
zum Jahr 2020 vollständig auktio-
niert. Die Kommission will jedoch 
festlegen, welche der betroffenen 
Industriezweige im internationalen 
Wettbewerb stehen und durch 
die Zwangsauktionierung mög-

licherweise erhebliche Wettbe-
werbsnachteile erfahren könnten, 
was sie in ihrer wirtschaftlichen 
Existenz gefährden könnte. Diese 
Bereiche sollen dann von der kos-
tenpflichtigen Auktion ausgenom-
men werden können. Ab 2011 soll 
dann ebenfalls der Flugverkehr in 
das EU-ETS aufgenommen werden. 
In einigen EU-Ländern, so auch 
in Deutschland, zeichnet sich die 
Position ab, den Industriebereich 
aus der Vollauktionierung heraus-
zuhalten.

Die deutsche Wirtschaft hat 
über den BDI, aber auch in zahl-
reichen Einzelstellungnahmen 
gegen die Kommissionsvorschläge 
für eine EG-Emissionshandels-
richtlinie deutliche Kritikpunkte 
vorgebracht. Sie richten sich 
neben einer Überbelastung des 
Emissionshandelssektors gegen-
über anderen Sektoren mit noch 
unausgeschöpften Minderungs-
potenzialen und weiteren Punkten, 
wie z. B. die Einschränkung der 
Nutzung von Joint-Implementation 
(JI) - und Clean-Development-
Mechanism(CDM) -Gutschriften 
– insbesondere auf das vorgeschla-
gene System der Vollauktionierung 
ab 2013. Ein von der Vereinigung 
der Industriellen Kraftwirtschaft 
(VIK) in Auftrag gegebenes Gut-
achten hat für Deutschland eine 
Mehrbelastung aller Verbraucher 
durch Mehrkostenüberwälzung für 
den Zeitraum 2013 bis 2020 von 
122,4 Mrd. € berechnet. Davon 
sind lediglich 10,0 Mrd. € echte 
Minderungskosten bei der Industrie 
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und der Kraftwirtschaft. 112,4 
Mrd. € sind die reinen Kosten der 
Versteigerung. Diese Auktions-
erlöse würden dem Staatshaus-
halt zufließen und damit primär 
fiskalischen Zwecken dienen, denn 
die angestrebten Minderungsziele 
könnten zu niedrigeren Kosten 
erreicht werden. Hierfür werde von 
der VIK ein brennstoffspezifisches 
Benchmarksystem vorgeschlagen. 
Es macht den Zukaufbedarf an 
Emissionsrechten von der Ab-
weichung von einem technischen 
Benchmark abhängig. Die Menge 
der zuzukaufenden Emissionsrechte 
ist bei der weiterhin limitierten 
Gesamtemissionsmenge deutlich 
niedriger und damit auch die Kos-
tenbelastung. Kraftwerke, die den 
Benchmark erreichen, brauchen 
keine zusätzlichen Emissionsrechte 
zu kaufen. Investitionen in den 
Kraftwerkspark würden bei weiter 
bestehenden üblichen wettbe-
werblichen Risiken nicht zusätzlich 
gefährdet. Ökologisch dann wirk-
lich notwendige Zusatzkosten von 
2,4 Mrd. € stünden ansonsten den 
Mehrkosten aus der Vollauktionie-
rung von 112,4 Mrd. € gegenüber, 
also fast das 50-fache bei gleichem 
Klimaschutzeffekt. Da über das 
Mengeneinsparungsziel (Cap) die 
Zahl der verfügbaren Emissionszer-
tifikate definiert und limitiert wird, 
werden die klimapolitischen Ziel-
vorgaben des EU-ETS grundsätz-
lich auch ohne Vollauktionierung 
erreicht. Sie ist nicht der Weg zur 
volkswirtschaftlich optimalen Er-
reichung der Minderungsziele. Auf 
europäischer Ebene wird im Herbst 

2008 intensiv darüber verhandelt. 
Für die nicht vom Emissionshandel 
erfassten Teile der jeweiligen 
nationalen Volkswirtschaften hat 
die Kommission für jeden einzelnen 
Mitgliedsstaat Minderungsziele 
bis zum Jahr 2020 festgelegt. 
Deutschland muss demnach die 
CO2-Emissionen gegenüber 2005 
um 14% reduzieren (Festlegung des 
so genannten „Effort Sharings“).

Die Kommission hat ferner einen 
Richtlinienentwurf für einen 
Rechtsrahmen für die CO2-Speiche-
rung vorgelegt. Hinzu kommen ver-
schiedene Richtlinien-Entwürfe zur 
Ausweitung des Anteils erneuer- 
barer Energien am Gesamtprimär-
energieeinsatz auf 20% bis zum 
Jahr 2020. Das gesamte, komplexe 
Gesetzgebungswerk befindet sich 

gegenwärtig in einer teilweise 
recht kontroversen Diskussion im 
Europäischen Rat und im Europä-
ischen Parlament (EP). Man kann 
davon ausgehen, dass in mehreren 
Einzelfragen noch teilweise Abän-
derungen erfolgen. Aus einer Reihe 
von Mitgliedsstaaten und aus dem 
EP sind Signale erkennbar, die den 
Entwurf der Europäischen Kommis-
sion zumindest in einigen Punkten 
doch deutlich abzuändern suchen. 
Die Kommission ist bestrebt, das 
gesamte Gesetzgebungswerk bis 
spätestens Mitte 2009 durch das 
Parlament verabschieden zu lassen. 
Denn zu diesem Zeitpunkt endet 
sowohl die Amtszeit der Kommis-
sion als auch die des Europäischen 
Parlaments. So ist man bestrebt, 
das Gesamtdossier bis dahin noch 
abzuschließen. 

Der Primärenergiebedarf steigt 
weltweit, und damit einher geht 
auf lange Sicht auch ein unver-
meidlicher Anstieg des Verbrauchs 
der fossilen Brennstoffe Öl, Gas 
und Kohle. Als eine Möglichkeit 
zum Klimaschutz angesehen wird 
der großtechnische Einsatz der 
CO2-Abscheidung bei der Ver-
stromung fossiler Energieträger 
im Kraftwerksprozess mit an-
schließend sicherem Transport 
und sicherer Speicherung in 
tiefen geologischen Formationen, 
abgekürzt unter dem Begriff CCS 
(Carbon Capture and Storage). Auf 
Grund des vergleichsweise höheren 
spezifischen CO2-Gehalts werden 

CCS – eine Zukunftsoption zwischen Politikum 
und Forschungsstadium

gegenwärtig die Überlegungen 
zu CCS insbesondere mit dem 
Energieträger Kohle in Verbindung 
gebracht.

Für die Abtrennung des CO2 aus 
dem Kraftwerksprozess können 
grundsätzlich drei verschiedene 
Verfahren zur Anwendung kommen: 
vor dem Verbrennungsprozess aus 
dem Energieträger (Pre-Combus-
tion), nach der Verbrennung aus 
den Abgasen (Post-Combustion) 
oder die Verbrennung erfolgt in 
einer Sauerstoffatmosphäre mit 
Hilfe einer Luftzerlegungsanlage 
(Oxy-Fuel-Verfahren). Insgesamt 
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Klima und Energie

ist bei allen drei Verfahren noch 
viel Forschungsarbeit zu leisten. 
Die großtechnische und kommer-
zielle Anwendbarkeit der Verfahren 
muss aus den Erfahrungen mit 
Pilotprojekten abgeleitet werden. 
Das erste – am Standort Schwarze 
Pumpe – wurde kürzlich in Betrieb 
genommen. Der Energieaufwand 
für die CO2-Abscheidung führt zu 
Wirkungsgradverlusten von 8 bis 
15%-Punkten. Bei einem modernen 
Gas- und Dampfturbinen(GuD) -
Kraftwerk mit einem Wirkungsgrad 
von ca. 45% sinkt also der Gesamt-
wirkungsgrad auf nur noch 37 bis 
30%. Bei gleicher Stromproduktion 
erhöht sich demnach die einzuset-
zende Brennstoffmenge zwischen 

22 und 50%. Wirkungsgradver-
luste beim Brennstoffeinsatz aus 
Gründen des Klimaschutzes und 
das Ziel der Ressourcenschonung 
stehen dabei aber erkennbar in 
einem Widerspruch. Deshalb 
sind die derzeitigen vielfältigen 
Forschungsarbeiten zur Vermin-
derung des Energieverbrauchs bei 
der CO2-Abscheidung von großer 
Bedeutung.

Als Verbindungsglied zwischen 
Kraftwerk und Speicherstätte ist 
der Aufbau einer umfangreichen 
Transportinfrastruktur ein wichti-
ger Baustein in der CCS-Technolo-
gienkette. Auf Grund der großen 
Mengen zu transportierendem 
CO2 kommen nur Pipelines und 
eventuell der Schiffstransport in 

Frage. Für den Transport von CO2 
zum Zwecke der geologischen 
Speicherung ist eine Umweltver-
träglichkeitsprüfung von Pipelines 
durchzuführen.

Auch wenn es praktische Erfolge 
mit der Speicherung schon gibt, 
besteht weiterhin Forschungs-
bedarf auch auf dem Gebiet der 
geologischen Speicherung bzw. 
Einlagerung von CO2. Hierzu 
müssen Formationen gefunden 
werden, die hinreichend dicht sind, 
um das CO2 dauerhaft von der 
Atmosphäre getrennt zu halten. Ab 
einer Teufe von ca. 800 bis 1.000 m 
werden im Untergrund Druck- und 
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Temperaturbedingungen erreicht, 
die für die Speicherung als sicher 
eingestuft werden. Speichermög-
lichkeiten bieten u. a. erschöpfte 
Erdöl- bzw. Gaslagerstätten, aber 
auch Kohlenlagerstätten. Bekann-
termaßen wird die CO2-Injizierung 
zur Produktionssteigerung beim 
CO2-Enhanced Oil Recovery bei der 
Erdölförderung eingesetzt. Da die 
europäischen und insbesondere die 
deutschen Festlandöllagerstätten 
relativ klein sind, kommen sie 
kaum für eine CO2-Speicherung 
in Frage. Projekte mit CO2-Enhan-
ced Gas Recovery gibt es bislang 
weltweit nicht. Beim Verfahren 
des so genannten CO2-Enhanced 
Coal Bed Methane Recovery wird 
CO2 in das Kohleflöz injiziert und 
gleichzeitig Flözgas (Methan) über 
Förderbohrungen gewonnen. Die 
Kohleoberflächen im frei gewor-
denen Porenraum adsorbieren das 
CO2. Die europäischen Kohlenflöze 
liegen in größeren Teufen und sind 
geringer mächtig. Daher weisen 
sie im Gegensatz zu den amerika-
nischen für die CO2-Speicherung 
wesentlich schlechtere Eigenschaf-
ten auf. Die Verbringung von CO2  
in die Ozeane wird von der Bundes- 
regierung aus ökologischen Grün-
den ausgeschlossen.
 
Die vielversprechendste Speicher- 
option scheint die in tiefen sali- 
naren Aquiferen zu sein. Das sind  
Grundwasserleiter mit guten 
Porositäts- und Permeabilitäts-
eigenschaften zum Transport und 
zur Speicherung von Flüssigkeiten 
und Gasen. Da die tiefen Aquifere 

bislang keine wirtschaftliche Rolle 
spielten, liegen über sie auch kaum 
verlässliche geologische Informa-
tionen vor. Mit dem EU-Projekt 
CO2SINK wird unter Leitung des 
GeoForschungsZentrums Potsdam 
in Ketzin, Brandenburg, erstmals 
in Europa CO2 in einem salinaren 
Aquifer auf dem Festland eingela-
gert. Die erste Injektion von CO2 
erfolgte im Juni 2008. Insgesamt 
sollen in dieser Testanlage bis 
2009 rund 60.000 t CO2 in poröse 
Sandsteinschichten verpresst und 
das Verhalten des CO2 untersucht 
und überwacht werden. Die dann 
gewonnenen Erkenntnisse sollen 
die ersten Antworten zur Spei-
cherung und zum Verhalten von 
CO2 in einem Aquifer bringen. An 
dem Projekt sind 18 Institutionen 
aus neun europäischen Ländern 
beteiligt.

Abschließende Aussagen über die 
Realisierbarkeit der CO2-Speiche-
rung im großtechnischen Maßstab 
sind noch nicht möglich. Das gilt 
sowohl für die Abschätzung der 
Speicherkapazität als auch für die 
Beherrschbarkeit der sicherheitli-
chen Fragen. Die Bundesanstalt für 
Geowissenschaften und Rohstoffe 
(BGR) schätzt die CO2-Speicher- 
kapazitäten für Deutschland insge-
samt auf maximal 24 bis 33 Gt CO2. 
Das größte Potenzial wird in den 
salinaren Aquiferen gesehen. Erst 
wenn die Parameter hinreichende 
Lagerkapazität, abgeschlossene, 
definierte Lagerstättenbereiche 
und Langzeitverhalten geklärt 
sind, kann über die technisch-wirt-
schaftlichen Potenziale geurteilt 
werden. Die tatsächlich verfüg-
baren Volumina dürften auf Grund 

ökonomischer und rechtlicher 
Faktoren deutlich unter den BGR-
Zahlen liegen.

In der Politik scheint das CCS- 
Thema eine Eigendynamik zu ge-
winnen. So teilte der Europäische 
Rat im März 2007 mit, dass er den 
Bau von 12 CCS-Demonstrations-
anlagen als nächsten Schritt zur 
Einführung dieser Technologien 
unterstützt. Am 7./8. Juni 2008 
empfahlen die Energieminister der 
G8-Staaten in Japan ausdrücklich, 
20 CCS-Demonstrationsanlagen im 
großtechnischen Maßstab bereits 
bis zum Jahr 2010 zu realisieren. Im 
Jahr 2007 war die EU-Kommission 
der Auffassung, dass 2020 alle 
neuen Kohlekraftwerke schon beim 
Bau mit CCS-Technologien verse-
hen werden sollten. Mittlerweile 
wird sie wohl eher auf Vorschriften 
zur obligatorischen Einführung von 
CCS-Technologien verzichten.

Mit der CCS-Richtlinie will die 
Kommission dafür Sorge tragen, 
dass das CO2 dauerhaft so zu-
rückgehalten wird, dass negative 
Auswirkungen auf die Umwelt und 
jedes damit verbundene Risiko 
für die menschliche Gesundheit 
verhindert oder soweit wie möglich 
verringert wird. Dabei trifft die 
Richtlinie z. B. Regelungen zur 
Auswahl von Speicherstätten, 
Explorations- und Speichergeneh-
migung, Überwachung, Schließung 
und Nachsorgeverpflichtung. Sie 
fordert auch für den potenziellen 
Nutzer den offenen Zugang zum 
CO2-Transportnetz und zur Lager-
stätte. Diese Richtlinie kann mög-
licherweise trotz verbesserungs-
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würdiger Details als angemessen 
betrachtet werden. Entscheidend 
wird aber die generelle Akzeptanz 
von Transport und Speicherung von 
CO2 in der Bevölkerung sein. Nur 
so kann CCS auch gegebenenfalls 
bei Nachweis einer großtechno-
logischen und wirtschaftlichen 
Machbarkeit der CO2-Abscheidung 
und -speicherung nachhaltig zur 
Anwendung kommen. Industrie und 
Bundesregierung bauen daher ge-
zielt eine Öffentlichkeitsarbeit auf. 

Nach dem aktuell vorliegenden 
CCS-Richtlinienentwurf soll die 
Nachrüstung mit CO2-Abschei-
dung in bestehenden Kraftwerken 
festgeschrieben werden. Wenn 
jedoch der Emissionshandel über 
die Erreichung der CO2-Minde-
rungsziele entscheidet, wäre eine 
verpflichtende Vorschrift zur CO2-
Abscheidung eine Doppelregelung. 

Die Einführung von verpflichtenden 
Vorschriften für morgen sollte 
unbedingt vermieden werden. Die 
großmaßstäbliche Funktionsfä-
higkeit ist heute noch gar nicht 
nachgewiesen und Erfolgsaus-
sichten und Zeitbedarf für einen 
derartigen Nachweis können nicht 
abgeschätzt werden.

Die Bundesregierung hält die 
innovativen CCS-Technologien für 
eine Zukunftsoption. Ihr Ziel ist es, 
durch geeignete Rahmenbedingun-
gen die Entwicklung und Erprobung 
von CCS-Technologien zu ermög-
lichen und bis 2020 zur Marktrei-
fe zu bringen. Sie hat deutlich 
klargestellt, dass sie den Vorschlag 
der Kommission ernsthaft prüfen 
werde, CCS ab dem Jahr 2020 
für alle neuen Kraftwerke in der 
EU obligatorisch einzuführen. Sie 
weist dabei jedoch darauf hin, dass 
eine verpflichtende Einführung 

von CCS erst dann vorgeschrieben 
werden kann, wenn die technische, 
wirtschaftliche und umweltverträg-
liche Machbarkeit der gesamten 
CCS-Technologielinie mit den 
Demonstrationskraftwerken und 
den Demonstrationsprojekten zur 
langfristig sicheren Tiefenspei-
cherung von CO2 nachgewiesen 
worden ist.

CCS kann aber nicht die einzige  
Klimaschutzstrategie im Bereich 
der Kohle sein. Über eine Stei-
gerung der Wirkungsgrade der 
konventionellen Kohlenkraftwerke 
(CCT) lassen sich schneller und 
zudem mit einem kalkulierbaren 
Investitionsmitteleinsatz CO2- 
Minderungserfolge realisieren. Die 
McKinsey-Studie von 2007 über die 
Vermeidung von Treibhausgasemis-
sionen weist für eine Wirkungs- 
gradsteigerung von 38 auf 43% 
sogar negative CO2-Vermeidungs-
kosten bzw. Kostenersparnisse von 
-50 €/t CO2 aus. Zudem werden die 
Kosten einer künftigen CCS-Strom- 
erzeugung deutlich über denen 
eines hochmodernen CCT-Kraft-
werks liegen. Moderne deutsche 
Steinkohlekraftwerke gehören mit 
einem Wirkungsgrad von 45% zu 
den effizientesten und saubersten 
der Welt. Würde der Weltdurch-
schnitt von derzeit 30% auf diesen 
Wirkungsgrad von 45% gesteigert, 
ließen sich 30% der weltweiten  
CO2-Emissionen aus Kohlekraft- 
werken reduzieren. Dabei halten 
Fachleute bei dem Kohlekraftwerk  
der Zukunft eine Wirkungsgrad-
steigerung auf über 50% für 
möglich.
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Die Bundesregierung schätzt, dass 
mit dem IKEP von Meseberg die 
CO2-Emissionen der Bundesrepublik 
Deutschland bis zum Jahr 2020 
etwa um 33 bis 35% gegenüber 
1990 gesenkt werden können, 
etwas weniger als die ursprünglich 
veranschlagten 40%. Unter ande-
rem musste die Bundesregierung 
bei ihren ambitionierten Zielen im 
Bereich der Gebäudesanierung des 
Wohnbaubestands zurückstecken. 
Aber auch ihre sehr anspruchs-
vollen Ziele bei der Ausweitung 
des Anteils von Biokraftstoffen 
im Verkehr erwiesen sich als nicht 
realisierbar. Der Anteil von Bio-

kraftstoffen soll bis zum Jahr 2020 
nicht mehr auf 17 bis 20%, sondern 
nur noch auf ca. 12 bis 15% ausge-
weitet werden.

Die Bundesregierung sah sich 
Anfang 2008 zunehmender Kritik 
ausgesetzt. Einerseits stellte 
sich heraus, dass die Kfz-Flotte 
im Bestand nicht in der Lage war, 
größere Teile von Biokraftstoffen 
zu tanken als etwa 5%. Ande-
rerseits ging die Ausweitung von 
landwirtschaftlichen Nutzflächen 
zur Biospriterzeugung zu Lasten 
des Anbaus von Nahrungsmitteln.
Das hat in den letzten Monaten 
erkennbar dazu geführt, dass sich 
Nahrungsmittel international wie 
national deutlich verteuert haben 
(„Tank- oder Teller“-Problematik).

Erneuerbare Energien – Klimaschutz versus  
Ökonomie
Die erneuerbaren Energien hatten 
2007 in Deutschland einen Anteil 
von 14,1% an der Stromerzeugung 
und 6,6% am Primärenergie-
verbrauch. Dies ist zwar nur ein 
bescheidener Beitrag zur Deckung 
unseres Primärenergieverbrauchs. 
Doch ist die Entwicklung des Bei-
trags der Erneuerbaren durchaus 
beachtlich. Seit der Einführung des 
Stromeinspeisegesetzes im Jahr 
1991 wurde über die Verpflichtung 
zur Einspeisung von Strom aus 
erneuerbaren Energien (Wasser, 
Wind, Solar, Deponie- und Klärgas, 
Biomasse) und über die Einspeise-
vergütung der Ausbau der regene-
rativen Energien in der Stromerzeu-
gung gefördert. Insbesondere die 

Windkraft erfuhr aus der ungefähr 
Kosten deckenden Förderung einen 
ersten Boom. Mit der Einführung 
des EEG im Jahr 2000 und deren 
Novellen in den Jahren 2004 und 
2008 wurde der Ausbau der Rege-
nerativen weiter vorangetrieben.

Der Einsatz erneuerbarer Ener- 
gien ist nicht auf den Stromsektor 
beschränkt. Sie finden auch im 
Wärmebereich (z. B. Solarthermie, 
Geothermie, Holzpellets) oder im 
Verkehrssektor (z. B. Beimischung 
von Biokraftstoffen) Anwendung. 
Die weitere Entwicklung der Rege-
nerativen ist aber für die Stein-
kohle im deutschen Stromsektor 

Die Umsetzung der Beschlüsse von Meseberg: 
Deutsche Vorreiterrolle beim Klimaschutz
Die Bundesregierung versucht, 
ihrer Vorreiterrolle im Klimaschutz 
weiterhin gerecht zu werden. Sie 
hat mit dem Integrierten Klima-  
und Energiepaket (IKEP) von 
Meseberg im August 2007 ein 
umfassendes und weitreichendes 
Maßnahmenpaket beschlossen, 
das direkt und indirekt die Nutzung 
fossiler Energieträger, darunter der 
Kohle, einschränken soll. Der erste 
Teil dieses Maßnahmenpakets  
wurde mit Kabinettsbeschluss 
vom 5. Dezember 2007 in Gesetz-
gebungsvorlagen umgesetzt, die 
am 6. Juni 2008 vom Bundestag 
beschlossen wurden. Im Wesent- 
lichen handelt es sich dabei um 
eine Novellierung des Erneuerbare- 
Energien-Gesetzes (EEG) und des 
Erneuerbare-Energien-Wärme- 
gesetzes (EEWärmeG). Es soll 
allerdings nur für Neubauten 
gelten und nicht, wie ursprünglich 
geplant, auch für den Altbau-
bestand. Am 18. Juni 2008 hat 
das Bundeskabinett den zweiten 
Teil des Maßnahmenpakets von 
Meseberg beschlossen. Ein Kabi-
nettsbeschluss für den dritten und 
abschließenden Teil von Meseberg 
ist für Herbst 2008 geplant. Der 
parlamentarische Gang der Gesetz-
gebung soll sowohl für den zweiten 
als auch für den dritten Teil des 
IKEP bis Ende 2008/Anfang 2009 
abgeschlossen werden. So könn-
ten die entsprechenden Gesetze 
Anfang bis spätestens Mitte 2009 
in Kraft treten. 
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Klima und Energie

als ihr größtes Absatzsegment am 
bedeutsamsten. 

Ziel des noch geltenden EEG ist ein 
Anteil der erneuerbaren Energien 
in der Stromversorgung von 12,5% 
im Jahr 2010. Er sollte zunächst bis 
2020 auf mindestens 20% gestei-
gert werden. In Deutschland ist die 
Zielvorgabe für 2010 bereits heute 
erreicht. Der EU-Ratsbeschluss 
aus dem Frühjahr 2007 sieht einen 
EU-weiten Anteil der erneuerbaren 
Energien von 20% am gesamten 
Energieverbrauch als Zielgröße 
für 2020 vor. Das Meseberg-Paket 
zielt nun in Deutschland auf einen 
Anteil der Regenerativen an der 
Stromproduktion von 25 bis 30% 
bis 2020 ab mit einem weiteren 
Ausbau bis 2030. Die Novelle des 
EEG 2008, die 2009 in Kraft tritt, 
spezifiziert diesen Zielkorridor so-

gar mit einem Mindestziel von 30% 
für 2020. Die Ausbauziele für rege-
nerative Energien sind damit immer 
anspruchsvoller geworden. Damit 
wird es gleichwohl nur mit großem 
Ehrgeiz und hohen Mehrkosten 
gelingen, durch den zunehmenden 
Beitrag der erneuerbaren Energien 
den gemäß geltendem Atomgesetz 
bis 2022 vorgesehenen Ausstieg 
aus der Kernenergie zur Strom-
versorgung in Deutschland (Anteil 
2007 rund 24%) auszugleichen. Die 
rechnerische Kompensation der 
Anteile besagt dabei wenig über 
die betroffenen Lastbereiche – die 
Kernkraft operiert in der Grundlast, 
regenerativer Strom überwiegend 
nicht – bzw. die sich dadurch 
ergebenden Verschiebungen in der 
Laststruktur der Stromerzeugung.

Zwecke des EEG sind insbeson-
dere im Interesse des Klima- und 

Umweltschutzes eine nachhaltige 
Entwicklung der Energieversor-
gung, Verringerung der volks-
wirtschaftlichen Kosten durch 
Berücksichtigung externer Effekte, 
Ressourcenschonung und Technolo-
gieförderung.

Nach Ansicht der Bundesregie-
rung, so die Auskunft auf eine 
Bundestagsanfrage vom 23.Juli 
2008, besteht allerdings in der 
Wissenschaft zu zentralen me-
thodischen Fragen noch keine 
hinreichende Verständigung über 
die volkswirtschaftliche Ermittlung 
externer Kosten. Von einer eigenen 
Quantifizierung hat sie daher auch 
Abstand genommen. Eine Bestim-
mung dürfte in der Tat ein hoch 
komplexes Problem sein. Neben 
den Kosten der Stromproduktion 
sind unter anderem auch Fragen 
der Beschäftigungswirkung oder 
die Opportunitätskosten anderer 
CO2-Vermeidungsstrategien bei 
einer Bewertung zu berücksichti-
gen. Auch unter Umweltgesichts-
punkten, d. h. im Hinblick auf die 
externen Kosten ist ein Ausbau der 
erneuerbaren Energien auf breiter 
Front keineswegs unproblematisch, 
etwa weil er vielfach je erzeugter 
Energieeinheit mit einem erheblich 
höheren Flächenverbrauch als bei 
der „konventionellen“ Energiege-
winnung einhergeht. Das kann zu 
massiven Konflikten mit dem Land-
schafts- und Naturschutz führen, 
wie sich bei zahlreichen Windkraft- 
oder Wasserkraftprojekten schon 
gezeigt hat. Die energetische Nut-
zung etwa von Biomasse, Biogas 
oder Biodiesel ist auch keineswegs 
CO2-neutral.
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Unter CO2-Gesichtpunkten ist im 
Übrigen Folgendes zu berücksich-
tigen: Es bedarf auf Grund der 
durch den Emissionsrechtehandel 
festgelegten Obergrenzen für die 
CO2-Emissionen der einbezogenen 
Sektoren (zu denen insbesondere 
die gesamte Elektrizitätswirtschaft 
zählt) eigentlich keiner besonderen 
Ausbauziele für die erneuerbaren 
Energien. Das für den Elektrizitäts-
sektor verfügbare Kontingent an 
Emissionsrechten ist klimapolitisch 
festgelegt und kann insgesamt 
nicht überschritten werden, unab-
hängig davon, ob und in welchem 
Umfang erneuerbare Energien zur 
Stromerzeugung eingesetzt werden 
oder nicht.

Dabei ist es unstrittig, dass die 
Vergütungsvolumina für Strom aus 
erneuerbaren Energien deutlich 
über den Kosten einer konventi-
onellen Stromerzeugung liegen. 

Diese Differenzkosten, die im 
Jahr 2000 noch rund 900 Mio. € 
ausmachten, sind bis 2007 kontinu-
ierlich auf 4,3 Mrd. € angestiegen. 
Sie werden bei weiter zunehmen-
der EEG-Stromerzeugung auch 
in den nächsten Jahren weiter 
anschwellen. Für 2008 erwartet 
das Bundesumweltministerium 
(BMU) Differenzkosten von rund 
5 Mrd. €. Erst in weiterer Zukunft 
werden sie bei Wirksamwerden der 
Degression in den Vergütungssät-
zen langsam abnehmen. Diese vom 
Stromverbraucher zu tragenden 
subventionsähnlichen Beiträge für 
erneuerbare Energien liegen damit 
deutlich über den Steinkohlehilfen 
in Höhe von 2,6 Mrd. € (2007), die 
schon seit vielen Jahren rückläufig 
sind und auch in Zukunft weiter 
rückläufig sein werden.

Aus ökonomischer Sicht beste-
hen zwischen den erneuerbaren 

Energien deutliche Unterschiede. 
So sieht das RWI insbesondere die 
Förderung von Photovoltaikanlagen 
bei einem derzeitigen Vergütungs-
satz von knapp 47 ct/kWh (für 
Neuanlagen bis 30 kW) als einen 
technologiepolitischen Irrweg an. 
Auch nach dem im Deutschen Bun-
destag im Rahmen der EEG-Novelle 
2008 verabschiedeten Kompromiss 
über die Vergütung von Solarstrom 
werden die erwarteten Kosten für 
erneuerbare Energien insgesamt, 
so das RWI, bis 2015 in dreistelli-
ger Milliardenhöhe liegen.

Günstiger sieht es dagegen bei 
der Windkraft mit einem Ver-
gütungssatz von derzeit unter 
9 ct/kWh aus. Die zunehmende 
Ausnutzung windgünstiger Stand-
orte an Land lässt allerdings den 
Offshore-Windpark als künftige 
Ausbaualternative erscheinen. Im 
EEG-Erfahrungsbericht 2007 des 
BMU werden die Stromgestehungs-
kosten in den ersten zwölf Jahren 
bei einer Kapazität von 3 bzw. 5 MW 
und einer Wassertiefe von 20 bzw. 
30 m in einer Bandbreite von 12,67 
bis 14,09 ct/kWh gesehen. Zum 
Vergleich beträgt der anlegbare 
Kostenpreis für konventionellen 
Strom 2008 nach Schätzungen 
des BMU (2008) etwa 5,5 ct/kWh. 
Es muss sich noch erweisen, ob 
die Kostenschätzungen für die im 
Großmaßstab bisher nur ansatz-
weise erprobte Offshore-Windkraft 
dem Realitätstest standhalten wird 
und wie sich der Ausbau der fluk-
tuierenden Windstromerzeugung 
mit der Netzverfügbarkeit und der 
Netzstabilität verträgt.
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Hinzukommt, dass in den EEG-
Kosten für erneuerbare Energien 
der Mehraufwand für die konven-
tionelle Regel- und Reserveener-
gie nicht erfasst ist. Wind- und 
Solarstrom weisen wettermäßig 
und tageszeitlich abhängig starke 
Verfügbarkeitsschwankungen auf. 
Durch den Einspeisevorrang der Re-
generativen müssen konventionelle 
Kraftwerke auf Kohle- und/oder 
Gasbasis zur Verfügung stehen, die 
gegebenenfalls über eine erhöhte 
Auslastung oder durch Zuschaltung 
Lastdefizite der Erneuerbaren aus-
gleichen müssen. Die Mehrkosten 
allein dafür werden vom BMU auf 
etwa 300 bis 600 Mio. € pro Jahr 
angegeben.

Zu fragen ist, ob bei der Förderung 
der erneuerbaren Energien aus 
Gründen des Klimaschutzes – und 
damit gemeint ist die CO2-Einspa-
rung – ein kostenmäßig wirklich 
vorteilhafter Weg beschritten wird.  
McKinsey hat 2007 im Auftrag des 
BDI in einer Studie über Kosten 
und Potenziale der Vermeidung 
von Treibhausgasemissionen in 
Deutschland bis 2020 im Bereich 
der Regenerativen bei der Strom-
erzeugung durchschnittliche CO2- 
Vermeidungskosten von 32 €/t 
CO2 berechnet. Dabei ist in der 
Betrachtung aus der Sicht eines 
privaten Entscheiders bereits die 
EEG-Förderung berücksichtigt. 
Ohne EEG-Förderung würden die 
Vermeidungskosten bei knapp  
80 €/t CO2 liegen. Wind (Onshore) 
liegt aus Entscheidersicht mit  
EEG-Förderung z. B. bei 34 €/t CO2 
und ohne EEG-Förderung bei  

Klima und Energie

55 €/t CO2. Zum Vergleich schätzt 
die McKinsey-Studie beispielswei-
se die CO2-Vermeidungskosten von 
Braunkohle-CCS auf gut 30 bzw. 
50 €/t CO2 bei Steinkohle-CCS. 
Künftig verbesserte Kraftwerks-
technik über den gegenwärtigen 
Stand der Technik hinaus wird bei 
der Steinkohle von McKinsey unter 
50 €/t CO2, Kraft-Wärme-Kopp-
lung (KWK) auf Steinkohlenbasis 
unter 20 €/t CO2 gesehen. Die 

Modernisierung (Retrofit) älterer 
Braun- und Steinkohlekraftwerke 
ist sogar wirtschaftlich bzw. mit 
Kostenersparnissen verbunden 
und darum mit negativen Vermei-
dungskosten belegt – also eine 
ökonomisch sehr viel günstigere 
Option für die Klimavorsorge, was 
in der öffentlichen Debatte häufig 
übersehen wird.

Akademie Mont 
Cenis (Herne) mit 
Solarpanel
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Ende der vom IPCC genannten 
Bandbreite stattgefunden bzw. 
werden stattfinden.

Kohlekraftwerke werden in den 
Medien nicht nur unter Klima-
schutzaspekten als umweltschäd-
lich dargestellt. Der Vorwurf einer 
Umweltschädlichkeit umfasst auch 
die Emission von traditionellen 
Luftverunreinigungen, wie z. B. 
SO2, NOX und Feinstäube. Durch 
eine Reihe von gesetzgeberischen 
Maßnahmen unterliegen aber seit 
den 1980er Jahren sowohl beste-
hende Kohlekraftwerke als auch 
neu errichtete Kohlekraftwerke in 
Deutschland strengen Emissions-
minderungsauflagen. Damit wurden 
die Emissionen im Vergleich zu 
früher um mehr als 90% gemin-
dert. Die Bundesregierung ist den 
in der Öffentlichkeit verbreiteten 
Befürchtungen mit einer neuen 
Rechtsverordnung (37. BImSchV) 
entgegengetreten, die noch schär-
fere Grenzwerte für Emissionen 
aus Kohlekraftwerken festlegt. 

Auch die Europäische Kommission 
ist bestrebt, durch kontinuierliche 

In der klimawissenschaftlichen 
Diskussion ist nach der Veröffent-
lichung des 4. Zwischenberichts 
des International Panel on Climate 
Change (IPCC) im Februar 2007 im 
Jahr 2008 wieder Ruhe eingekehrt. 
Die Beruhigung dürfte u. a. auch 
deswegen eingetreten sein, weil 
sich die globale Mitteltemperatur 
in den letzten zehn Jahren nicht 
mehr erhöht hat. Mitte 2008 hat 
sie sich gegenüber Anfang 2007 in 
Reaktion auf natürliche Parameter-
schwankungen im Klimasystem 
sogar um ca. 0,5 Grad abgekühlt. 
Es zeichnet sich immer deutlicher 
ab, dass die extremen Szenarien 
des IPCC wohl sehr unwahrschein-
lich sind. Treibhausbedingte Klima-
änderungen haben eher am unteren 

IPCC-Prognosen und beobachtete Werte
 IPCC   IPCC   IPCC  Beobachtet 
 1990  2001  2007 1987 - 2006
Zuwachs der 
CO2-Konzentration     
(% pro Jahr) 0,80  0,36 - 0,96  0,36 - 0,96 0,451)

Zuwachs der 
CH4-Konzentration     
(% pro Jahr) 0,87 -0,12- 0,78 -0,12- 0,78 0,302)

Zunahme des 
Treibhauseffekts    
(W/m2 pro Dekade) 0,75  0,41- 0,91  0,41- 0,91 0,373)

Temperaturzuwachs    
(°C pro Dekade) 0,30  0,14 - 0,58  0,11- 0,64 0,15 ±0,054)

1) Mauna Loa-Daten; 2) höher in den 1980ern, niedriger in den 1990ern, keine  
Zunahme seit 1999; 3) höher in den 1980ern, niedriger in den 1990ern und 
2000er Jahren; 4) niedriger in der Troposphäre, höher an der Erdoberfläche.

Nach dem IPCC-Bericht 2007: Die Arbeit der 
Klimawissenschaft geht weiter
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Verschärfung der Luftqualitäts-
standards die Umweltauswirkun-
gen von Industrieanlagen immer 
weiter zu verringern. Hierzu sollen 
die Anforderungen der Luftquali-
tätsrichtlinien, aber auch der so 
genannten NEC(National Emission 
Ceilings) -Richtlinie, deutlich ver-
schärft werden. 

Klima und Energie

Die staatliche Deutsche Energie-
Agentur (dena) hat die Entwick-
lung des deutschen Strommarkts 
im Hinblick auf Kraftwerks- und 
Netzplanung bis 2020 und einen 
Ausblick auf 2030 untersucht. Sie 
konstatiert, dass bereits ab 2012 

die Kraftwerkskapazitäten mög-
licherweise nicht mehr ausrei-
chen, die Jahreshöchstlast in der 
Stromversorgung Deutschlands 
zu decken. Bei Umsetzung der 
Energiestudie der Bundesregierung 
zum Energiegipfel 2007, also bei 
sinkendem Stromverbrauch, würde 

Umweltdiskussion als Einflussfaktor auf Inves-
titionsentscheidungen – Stromlücke befürchtet

Die Erfolge der Luftreinhaltepolitik 
spiegeln sich in einer kontinuier- 
lichen Verbesserung der Luftqualität 
in den letzten Jahrzehnten wider. 
So ist z. B. die Luftqualität im 
Ruhrgebiet heute besser als vor 25 
Jahren in den deutschen Mittel- 
gebirgen, Gebiete, die man seiner-
zeit zu den Reinluftgebieten zählte.

bis 2020 die Differenz zwischen 
Jahreshöchstlast und gesicherter 
Kraftwerksleistung rund 11.700 
MW betragen. Bleibt die Strom-
nachfrage konstant, wird die 
Differenz sogar auf 15.800 MW an-
steigen. Eine Laufzeitverlängerung 
der Kernkraftnutzung um 20 Jahre 
würde diese Lücke je nach Szenario 
um 10 bis 15 Jahre verzögern. Des-
halb wird der Weiterbetrieb beste-
hender Kraftwerke (also nicht nur 
der Kernkraftwerke) über die bisher 
geplanten Laufzeiten gefordert. 
Nur so sei die Versorgungssicher-
heit zu gewährleisten, auch in dem 
Wissen, dass der Weiterbetrieb 
bestehender ineffizienter Anlagen 
zu weiterhin hohen CO2-Emissionen 
führt.
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Das Land Nordrhein-Westfalen hat 
beispielsweise seine spezifische 
Herausforderung beim Klimaschutz 
erkannt und eine NRW-Energie- 
und Klimaschutzstrategie „Mit 
Energie in die Zukunft – Klima-
schutz als Chance“ im Mai 2008 

Die Studie geht von 15 Kraftwer-
ken aus, die derzeit in Bau sind, 
sowie von sechs geplanten Projek-
ten mit hoher Realisierungswahr-
scheinlichkeit. Darüber hinaus sind 
60 Kraftwerksprojekte mit sehr 
unsicheren Realisierungschancen 
erfasst. Dabei gehört beispielswei-
se das Kraftwerk Hamburg-Moor-
burg in der Studie noch zu den 15 
gesicherten Anlagen im Bau. Als 
Gründe für die großen Unsicher-

veröffentlicht. NRW als indus-
trielles Zentrum Europas deckt 
30% des gesamten deutschen 
Strombedarfs und verbraucht 40% 
des Industriestroms. Ambitionierte 
Ausbauziele bei den erneuerbaren 
Energien, insbesondere bei der 
Windkraft, können in NRW nur 

heiten bei den Projekten nennt die 
Studie:

- Fehlende Akzeptanz in der 
Öffentlichkeit, insbesondere am 
jeweiligen Standort,

- hohe Preise für Kraftwerkstech-
nik und Anlagenkomponenten,

- Unsicherheiten über die Entwick-
lung des CO2-Zertifikatepreises 
unter den Rahmenbedingungen 
des Emissionshandels ab dem 
Jahr 2013, verbunden mit den  
Risiken der weltweiten Energie- 
preisentwicklungen (Kohle, 
Erdgas).

Politik und Energiewirtschaft 
werden in der Studie aufgefordert, 
gemeinsam möglichst schnell die 
Voraussetzungen und Rahmenbedin-
gungen für den unbedingt notwen-
digen Zubau neuer fossiler Kraft-
werkskapazitäten zu schaffen. Um 
eine sichere, risikoarme und nach-
haltige Energieversorgung sicher-
zustellen, ist ein gesellschaftlicher 
Konsens über die Notwendigkeit der 
Erneuerung des Kraftwerksparks 
und des Ausbaus des Stromnetzes 
in Deutschland herbeizuführen.

NRW-Energie- und Klimaprogramm:  
Klimaschutz mit der Kohle

unterdurchschnittlich greifen, da 
NRW als küstenfernes Bundesland 
kein optimaler Windstandort ist. 
NRW hat es schwer, die sich aus 
dem Meseberg-Paket für Gesamt-
deutschland ergebende CO2-Ein-
sparung von 36% als Zielmarke im 
eigenen Land zu verwirklichen. Die 
NRW-Strategie geht von einem 
Einsparziel von 33% bis 2020 bzw. 
98 Mio. t CO2 gegenüber 1990 aus. 
Davon ist eine Einsparung von 
rund 17 Mio. t bereits realisiert. 
Von dem verbleibenden Einspa-
rungsvolumen von 81 Mio. t CO2 
werden lediglich 36 Mio. t CO2 dem 
Meseberg-Programm zugerechnet. 
Weitere 45 Mio. t CO2 müssen 
durch NRW-eigene Anstrengungen 
eingespart werden. 

Zwangsläufig ist in diesem Paket 
die zügige Erneuerung des kon-
ventionellen Kraftwerksparks bei 
Ersatz von Altanlagen durch neue 
Anlagen im gleichen Leistungsum-
fang die wichtigste Bedingung für 
die Erreichung der Klimaschutz-
ziele. Von dem erwarteten Einspa-
rungseffekt von jährlich 30 Mio. t  
CO2 entfallen 18 Mio. t auf Erneue-
rungsmaßnahmen bis 2012 und  
12 Mio. t auf den Zeitraum nach 
2012. Eine Erneuerung der im Pro-
gramm aufgeführten neun Stein-
kohlekraftwerksstandorte in NRW 
soll 50% des Einsparvolumens bis 
2012 erbringen. NRW begibt sich 
beispielhaft auf den Weg, Klima-
vorsorge mit der Kohle anzustre-
ben, anstatt gegen sie.

Stromerzeugung 
in Deutschland



Internationale Marktentwicklungen  
bei Energie und Rohstoffen
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im August 2008 veröffentlichten 
Studie „The Coming Oil Supply 
Crunch“ hält das Forschungsinstitut 
Ölpreise der Notierung UK Brent für 
einen Zeitraum um das Jahr 2013 
herum jenseits von 200 US-$/bbl für 
wahrscheinlich und begründet dies 
vor allem mit zu geringen Investitio-
nen in die Erhöhung der Förder- und 
Aufbereitungskapazitäten. Ähnliches 
ist auch bei den anderen fossilen 
Energieträgern zu beobachten.

Internationale Energiepreise 2008 – historische Höchstwerte erreicht

Die Preise für Energierohstoffe 
sind rasant angestiegen und haben 
2008 ihren bisherigen Höhepunkt 
erreicht. Noch nie zuvor waren Öl, 
Gas und Kohle im Monatsdurch-
schnitt so teuer wie im Juli 2008. 
Für Erdöl der Rohölsorte Brent 
beispielsweise mussten mehr 
als 133 US-$ pro Barrel (1 bbl = 
159 l) , für Kraftwerkskohle frei 
nordwesteuropäische Häfen über 
210 US-$/t und für chinesischen 
Koks fob China bis zu 760 US-$/t 
gezahlt werden. Nach Einschät-
zung der Internationalen Energie-
Agentur (IEA), Paris, „schrillen die 
Sirenen“. Die Medien informieren 
mehr denn je über den weltweiten 
Verteilungskampf um das knapper 
werdende Ressourcenangebot bei 
Energie- und Industrierohstoffen. 
Der Aufholprozess und das ent-
sprechend hohe, zum Teil zweistel-
lige Wirtschaftswachstum der so 
genannten Schwellenländer haben 
den internationalen Rohstoffmärk-
ten einen „Superzyklus“ und den 
internationalen Bergbaukonzernen 
Rekordgewinne beschert. Zwar 
haben sich im letzten Drittel des 
laufenden Jahres die Energieroh-
stoffmärkte infolge einer nachlas-
senden weltwirtschaftlichen Dyna-
mik und entsprechend geringerer 
Nachfragezuwächse wieder etwas 
entspannt. So fiel der Ölpreis UK 
Brent im September 2008 unter die 
100-$-Marke pro Barrel. Doch trotz 
dieser Schwankung ist das Jahr 
2008 in der Weltenergiewirtschaft 
ein historisch besonderes Jahr.

Mittel- und langfristig wird mit 
einer weiter aufwärts gerichteten 
Preisspirale gerechnet. Das britische 
Royal Institute of Foreign Affairs 
(Chatham-House) z. B. sieht in der 
zur Jahresmitte 2008 zunächst sich 
entspannenden Öl- und Energie-
preiskrise nur einen Vorgeschmack 
auf künftige, in nur wenigen Jahren 
drohende Hochpreisphasen ins-
besondere bei der so genannten 
Energieleitwährung Erdöl. In ihrer 

Ursachen der Energiepreisexplosion

Die Ursachen für den Anstieg der 
Preisnotierungen für alle Energie-
rohstoffe und viele andere mine-
ralische Rohstoffe sind vielfältig. 
Zahlreiche Expertisen, Studien und 
Presse-Publikationen machen die 
hohen zusätzlichen und von den 
Produzenten in ihrer Tragweite 
gänzlich unerwarteten Nachfragezu-
wächse der Schwellenländer dafür 
verantwortlich. Die Bergbauländer 
und -unternehmen sind von dieser 
Entwicklung überrascht worden. Sie 
hatten nicht im ausreichenden Maß 
bei den Produktions- und Transport-
kapazitäten vorgesorgt und entspre-
chend investiert. Die Märkte waren 
also durch große Nachfrageüberhän-
ge gekennzeichnet. Die plakativ als 
„Rohstoff(staub)sauger“ bezeichne-
ten BRIC-Länder (BRIC = ein von der 
US-Investmentbank Goldman-Sachs 
2003 geprägter Begriff für Brasilien, 
Russland, Indien und China) kauften 
sich bereits lange vor der Rohstoff-
krise in Bodenschatzvorkommen ein. 

Sie erwarben Minen und Abbau-
konzessionen, beteiligten sich an 
Bergbaukonzernen, bildeten Joint-
Ventures und vereinbarten bilaterale 
Abkommen mit einer Reihe von zwar 
rohstoffreichen aber finanziell ar-
men Staaten vornehmlich in Afrika. 
China wandelte sich bei einigen 
Rohstoffen, so auch bei der Stein-
kohle, vom Netto-Exporteur zum 
Netto-Importeur. Diese ehemaligen 
Entwicklungsländer verfügen inzwi-
schen über große Finanzkraft und 
gelten durch ihr riesiges, zum Teil 
noch unerschlossenes Absatzpo-
tenzial als die Märkte der Zukunft. 
Zudem erscheinen die dortigen Rah-
menbedingungen für die Ansiedlung 
von Produktionsanlagen noch relativ 
attraktiv. In vielen Bereichen hat 
insbesondere China den bisherigen 
Industriestaaten bereits den Rang 
als Industriestandort abgelaufen. 
Die wirtschaftlichen Machtzentren 
sind dabei, sich zu verschieben. 
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Internationale Marktentwicklungen bei Energie und Rohstoffen

Zusätzlich wirkte sich die interna-
tionale Finanzkrise zunächst auf 
die Preisentwicklung von Rohstoff-
derivaten – dies sind abgeleitete 
Finanzgeschäfte auf Rohstoffe 
mit oder ohne physische Erfüllung 
– und später auch auf jene physi-

scher Geschäfte aus. Der höhere 
spekulative Einfluss bewirkte vor 
allem eine Zunahme der Preisvola-
tilitäten und damit zeitweilig auch 
eine Beschleunigung der Preis- 
dynamik.

Energiepreisschübe treffen die deutsche  
Volkswirtschaft
Der dynamische Aufwärtstrend bei 
den internationalen Energiepreisen  
ist nicht ohne Auswirkungen auf 
die deutsche Volkswirtschaft 
geblieben. So lag die Inflationsrate 
in Deutschland im Juni und Juli 
2008 mit 3,3% so hoch wie seit 
Dezember 1993 nicht mehr. Nach 
Berechnungen des Statistischen 
Bundesamtes ist dies vor allem auf 
die gestiegenen Preise für Energie 
und Nahrungsmittel zurückzufüh-
ren, die zusammen für zwei Drittel 
der Verteuerung verantwortlich 

gemacht werden. Ließe man die 
Energiepreissteigerungen gänzlich 
außen vor, ergäbe sich für Deutsch-
land im Juli 2008 lediglich eine 
Inflationsrate von 1,9%. Bis Juli 
2008 erreichten die Weltmarkt- 
preise für zahlreiche Energieroh-
stoffe Monat für Monat neue histo- 
rische Höchststände. So verteu-
erten sich im Juli 2008 gegenüber 
dem Vorjahresmonat die indexierten 
Einfuhrpreise frei deutsche Grenze 
beispielsweise von Steinkohle um 
rund 76%, von Rohöl um rund 61% 
und von Erdgas um knapp 53%.

Die außenwirtschaftliche Energie- 
rechnung war 2007 mit Aufwen-
dungen von rund 80 Mrd. € gegen-
über dem Vorjahr noch rückläufig. 
Nun mehren sich die Anzeichen, 
dass 2008 die Kosten für Energie-
importe über dem Rekordwert von 
2006 in Höhe von rund 91 Mrd. €  
liegen werden. Bereits im ersten 
Halbjahr 2008 lagen die Ausgaben 
für Energieimporte bei rund 49 
Mrd. €.

Zudem stellen die Energiepreis- 
erhöhungen eine hohe Belastung 
für den Industriestandort Deutsch-
land dar. Insbesondere jene Indus-
triezweige mit hohem Energie-
kostenanteil geraten hierdurch in 
Bedrängnis.

Auch die privaten Verbraucher 
haben den Anstieg der Energie-
preise auf vielfältige Weise direkt 
zu spüren bekommen, etwa bei den 
Heizkosten, beim Tanken ihres Pkw 
oder auch bei den Strompreisen. 
Die Diskussionen über die Pendler-
pauschale oder über Sozialtarife 
bei Strom- und Gaspreisen für arme 
Haushalte haben durch die unvor-

Einfuhrpreis- 
entwicklung von 
Erdöl, Erdgas 
und Steinkohle
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hergesehenen Preisentwicklungen 
starken Auftrieb erhalten.

Unsicherheit besteht bezüglich 
der weiteren wirtschaftlichen 
Entwicklung. Nach der Herbst-
prognose 2008 des Instituts für 
Weltwirtschaft in Kiel oder des 
Essener RWI z. B. haben sich die 
Aussichten für die Weltwirtschaft 
in diesem und im nächsten Jahr  
stark eingetrübt – unter ande-
rem auch infolge der sich weiter 
ausbreitenden, ursprünglich in den 
USA entstandenen Immobilien- 

und Finanzkrise sowie durch den 
bisherigen hohen Energiepreisan-
stieg.  Der Welthandel wird nach 
einem Wachstum von 6% im Jahr 
2007 auf Grund der konjunkturel-
len Eintrübung voraussichtlich nur 
noch um weniger als 4% im Jahr 
2008 ansteigen. Für 2009 sind die 
Erwartungen noch ungünstiger. 
Von diesen Entwicklungen wird die 
deutsche Wirtschaft nicht unbe-
rührt bleiben. Die Prognosen des 
Instituts gehen für Deutschland 
im Jahr 2009 inzwischen fast von 
einem Nullwachstum aus.

Versorgungssicherheit und Wettbewerbs- 
fähigkeit: unverzichtbar
Um nachhaltiges Wirtschafts-
wachstum weiterhin zu ge-
währleisten, ist Deutschland in 
höchstem Maße auf die sichere 

und preisgünstige Versorgung mit 
Energie- und Industrierohstoffen 
angewiesen. Bereits heute liegt 
die deutsche Importabhängigkeit 
von Erdöl bei 97%, von Erdgas bei 

84% und von Steinkohle bei 68%.  
Diese Abhängigkeiten werden bei 
weiterem Rückgang der heimischen 
Produktion weiter steigen, bei Öl 
und Erdgas wegen Erschöpfung der 
inländischen Vorkommen, bei der 
Steinkohle auf Grund der politi-
schen Weichenstellungen.

Diese Abhängigkeiten werden nicht 
nur bei Energiepreiskrisen, sondern 
auch bei internationalen Konflik-
ten schmerzlich bewusst. Die 
Reaktionen der westlichen Welt 
auf den Kaukasus-Konflikt in 2008 
waren auch von der Sorge um die 
Sicherheit der Energielieferungen 
aus Russland und der kaspischen 
Region geprägt. Sanktionen der EU 
gegen Russland wurden auch unter 
dem Aspekt der Abhängigkeit der 
EU von russischen Energielieferun-
gen verworfen. Bundeswirtschafts-
minister Glos hat in Deutschland 
wegen der krisenhaften Entwick-
lungen sogar neben der Ölreserve 
auch den Aufbau einer nationalen 
Gasreserve erwogen. Bei der Kohle 
scheint trotz der in diesem Bericht 
dargestellten Befunde bislang 
weniger Sorge zu bestehen.

Zunehmend wird in Deutschland, 
aber auch in Europa erkannt, dass 
es an einer ausgewogenen Energie-
politik mangelt, die gleichberech-
tigt neben dem Umweltschutz auch 
die Ziele einer sicheren und preis-
würdigen Energieversorgung er-
fasst. Lange Zeit wurde die Gefahr 
einer unzureichenden Rohstoffver-
sorgung für den Industriestandort 
Deutschland nicht gesehen. Bei 
näherem Hinsehen erwiesen sich 
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viele Instrumente, für sich und 
auch im Zusammenhang betrach-
tet, als nicht zielführend. So sollen 
beispielsweise die Förderung und 
der Ausbau regenerativer Ener-
giequellen zu den beiden Zielen 
Umweltschutz und Versorgungs- 
sicherheit gleichermaßen beitra-
gen. Die regenerativen Energien 
können jedoch allenfalls einen Teil 
des Rohstoffbedarfs ersetzen. Sie 
sind unter dem Gesichtspunkt der 
Versorgungssicherheit nur bedingt 
zuverlässig, ökologisch nicht 
generell unbedenklich und bis auf 
Weiteres mit hohen Zusatzkosten 
verbunden. Dieses Beispiel lässt 
erkennen, dass das energiepoliti-
sche Ziel der Versorgungssicher-
heit immer noch im Schatten des 
Ziels Umweltschutz steht. Das Ziel 
der Wettbewerbsfähigkeit kommt 
dabei zu kurz, obwohl alle Ziele 
nach dem von der Politik anerkann-
ten und immer wieder betonten 
energiepolitischen Zieldreieck 
möglichst gleich zu gewichten sind.

Speziell die Verwirklichung des 
Ziels Energie- und Rohstoffsicher-
heit ist bisher zu sehr vernachläs-
sigt worden. Dies hat inzwischen 
auch die Bundesregierung heraus-
gestellt und hier insbesondere das 
Bundeswirtschaftsministerium 
(BMWi). In einem ersten Schritt 
stellte Bundeswirtschaftsminister 
Michael Glos am 3. September 
2008 die Arbeitsergebnisse der 
Projektgruppe Energiepolitisches 
Programm (PEPP) der Öffentlichkeit 
vor. Die überaus begrüßenswerte 
und mit ihren politischen Aussagen  
auch schon längst überfällige 
PEPP-Initiative fordert eine sichere 
und bezahlbare Energieversorgung 
bei höherer Wettbewerbsintensität 
auf den Strom- und Gasmärkten 
sowie die Bündelung von energie- 
und rohstoffpolitischen Kompeten-
zen im Bundeswirtschaftsministe-
rium. Zur Stärkung der deutschen 
Energiepolitik werden die Einbe-
rufung eines „Wissenschaftlichen 
Beirats für Energie- und Rohstoff- 
sicherheit“ und die Benennung 
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eines „Beauftragten der Bundes-
regierung für Energie- und Roh-
stoffsicherheit“ vorgeschlagen. 
Zudem sollen jährlich eine Regie-
rungserklärung und eine entspre-
chende Berichterstattung des 
BMWi zum Status der Energie- und 
Rohstoffversorgung in Deutschland 
erfolgen. Als Basis hierfür soll 
der im Mai 2008 veröffentlichte 
BMWi-Bericht „Energie in Deutsch-
land“ dienen.

Der Bergbau hält  
das Tor zu den 
heimischen Lager- 
stätten offen
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Ressourcen, Reserven und Verfügbarkeit  
fossiler Energierohstoffe
Die Bedenken und Befürchtungen 
hinsichtlich der Deckung des Welt-
energiebedarfs sind zwar bedingt 
durch den nach wie vor immensen 
Energiehunger der Industrieländer 
und, insbesondere in Asien, der 
Schwellenländer. Versorgungs-
risiken bilden aber ebenso die 
politischen Instabilitäten in den 
Lieferregionen. Zunehmend sind 
auch Engpässe in Förder- und 
Transport-Infrastrukturen bei 
nahezu allen Energieträgern und 
Oligopolbildungen auf den Energie-
rohstoffmärkten zu beobachten.

Nach der IEA-Prognose „World  
Energy Outlook 2007“ wird im Jahr 
2030 der Weltenergiebedarf um 
55% höher sein als im Jahr 2005. 
82% von etwa 25,3 Mrd. t SKE des 
Weltenergiebedarfs, mithin knapp 
21 Mrd. t SKE, müssen nach dieser 
Prognose die fossilen Energien 

abdecken. Davon entfallen fast 
30% auf Kohle. 

Die Betrachtung der globalen 
Reserven- und Ressourcensituation 
verdeutlicht die sich abzeichnende  
Problematik insbesondere bei 
der Deckung des langfristigen 
Öl- und Gasbedarfs. Die physi-
schen Voraussetzungen auf der 
Ressourcenseite werden hier seit 
etlichen Jahren bei wiederholten 
Meldungen über bevorstehende 
oder schon eingetretene „Peaks“ 
bei der Öl- und Gasförderung als 
zunehmend kritisch angesehen. 

Internationale Daten lassen eine 
grobe Abschätzung der statischen 
Reichweiten für Öl (50 Jahre), Gas 
(60 Jahre) und Kohle (160 Jahre) 
zu – gemessen am Verbrauchsni-
veau des Jahres 2007. Neben den 
kurz- und mittelfristig wohl eher 
noch geringen, aber längerfristig 

nicht außer Acht zu lassenden 
physischen Versorgungsrisiken 
müssen aber auch politische und 
ökonomische Risikofaktoren in 
Betracht gezogen werden. Nötig ist 
ein Gesamtplan.

Die Daten der jüngsten Unter-
suchung der Bundesanstalt für 
Geowissenschaften und Rohstoffe 
(BGR) für die konventionellen Koh-
lenwasserstoffe sowie für Kohle 
zeigen zum Jahresende 2006: Die 
Ölproduktion mit konventionellem 
Erdöl dürfte aus geologischer Sicht 
bei moderatem Verbrauchsan-
stieg bis etwa 2020 ihren „Peak“ 
erreichen. Der Anteil der OPEC an 
der weltweiten Förderung wird 
aber absehbar wieder steigen, da 
die Ölneufunde in den Nicht-OPEC-
Ländern allein den Bedarfsanstieg 
nicht zu decken vermögen. Die Kon-
zentration der Erdöl- (und auch der 
Erdgas-)Reserven in der „Strate-
gischen Ellipse“ des Nahen Ostens 
über den Kaspischen Raum bis hin-
ein nach Russland birgt wegen der 
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politisch teilweise sehr instabilen 
Regionen ein hohes Risikopotenzial. 
Einseitige Lieferabhängigkeiten 
können zudem als Druckmittel zur 
Durchsetzung politischer Interessen 
empfindliche Störungen in der 
gesamten Wirtschaft verursachen. 
Das gilt vor allem für die Erdgas-
versorgung der EU.

Die Debatte um die Versorgungs-
sicherheit beim Erdgas hat die 
Belieferung mit Flüssiggas (LNG) 

stärker ins Gespräch gebracht, 
um eine Diversifizierung der 
Bezugsquellen und Vermeidung 
von Abhängigkeiten zu erreichen. 
Doch dafür fehlt vor allem in 
Deutschland die Infrastruktur. Die 
Möglichkeiten der Diversifizierung 
bleiben begrenzt, und es ergeben 
sich neue Risiken etwa im Hinblick 
auf die physischen Liefersicherhei-
ten und Terrorgefährdungen. Vor 
allem aber dürften sich dadurch 
deutliche Preissteigerungstenden-
zen ergeben. 

Die jüngsten Einschätzungen der 
Europäischen Kommission zum 
künftigen Erdgasverbrauch in der 
EU 27 liegen mit 583 Mrd. m³ im 
Jahr 2030 um 16% über dem Ver-
brauch des Jahres 2005. Bei einer 
bis dahin voraussichtlich auf ca. 
96 Mrd. m³ sinkenden Eigenerzeu-
gung erhöht sich der Importbedarf 
damit auf 84%. Eine Abmilderung  
der Versorgungsrisiken bei Erdgas 
durch die LNG-Transporte erscheint 
daher nur in relativ geringem Um-
fang möglich.
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Weltmarkt für Steinkohle

Nur 15% der 2007 weltweit 
geförderten Steinkohle in Höhe 
von gut 5 Mrd. t wurden interna-
tional gehandelt. Bis 2030 wird der 
Handelsanteil eher noch zurück-
gehen. Die Handelsintensität ist 
damit deutlich geringer als bei Öl 
und Gas.

Seit 2003 sind die wichtigsten 
Preisindices sowohl für den atlan-
tischen als auch den pazifischen 
Steinkohlenmarkt tendenziell 
gestiegen und zeigten 2007 einen 
sehr steilen Anstieg. Durch den 
starken Euro bzw. schwachen  
Dollar geschützt, betrug die Preis-
steigerung in Europa 2007 im 
Vergleich zum Vorjahr rund 23%. 
Auf Dollarbasis gerechnet lag der 
Anstieg allerdings bei 43%.

Fachleute sehen die Preisaufwärts-
entwicklung auf dem Steinkohlen-
weltmarkt zwar durch die zusätz- 
liche Nachfragekomponente aus 

Welthandels-
intensität bei 
Steinkohle

den Schwellenländern mit beein-
flusst. Sie erkennen darin aber 
noch keine direkte Auswirkung von 

Produk-tionsengpässen. Gleich-
wohl gab es Verknappungen. Preis 
erhöhend wirkten sich zudem die 
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Steinkohle findet sowohl in der Kraft-
wirtschaft, der Stahlindustrie als 
auch im Wärmemarkt Verwendung. 
Sie wird dementsprechend sowie 
nach Produktionsort, Verbrauchs-
region und Qualität (z. B. Heizwert, 
Härtegrad, Wasser- und Aschegehalt) 
differenziert auf gesonderten Märk-
ten gehandelt. Einen Weltmarktpreis 
für Steinkohle im eigentlichen Sinn 
gibt es also nicht – ähnlich wie im Öl-
markt mit so verschiedenen Notierun-
gen wie z. B. Brent, WTI oder Arabian 
Light. Bei den international gehan-
delten Steinkohlepreisen, zu denen 
auch die deutsche Steinkohle an ihre 
inländischen Kunden geliefert werden 
muss (Orientierung am so genannten 
BAFA-Preis, s. u.) , handelt es sich 
um Marktpreise. Sie werden gebildet 
durch die jeweilige aktuelle oder 
erwartete Angebots- und Nachfrage-
situation. Es sind keine Kostenpreise, 
die auf Grund staatlicher Kalkula-
tionsvorschriften ermittelt werden 
oder genau die Gestehungskosten 
reflektieren. 

Wie auch auf anderen Märkten kön-
nen die Preise für Steinkohle von den 
Produktionskosten stark abweichen. 
Nur in einer Käufermarktsituation 
mit intensivem Wettbewerb auf der 
Angebotsseite nähern sich die Preise 
den (durchschnittlichen) Gestehungs-
kosten an. In einer Verkäufermarkt-
situation, d. h. bei knappem Angebot 
oder gar einer Nachfrage an der 
Kapazitätsgrenze, können die Preise 
dagegen ein Vielfaches der Kosten 
betragen. Dies war auf dem Rohöl- 
und auf anderen Rohstoffmärkten 

seit Längerem und insbesondere 2007 
und 2008 auch auf den internationa-
len Kohlenmärkten zu erleben. Die 
jeweiligen Gestehungskosten, die 
sich im Kohlenbergbau auch durch die 
geologischen Abbaubedingungen oder 
die staatlichen Rahmendaten an den 
Bergbaustandorten stark unterschei-
den können, bilden allenfalls die lang-
fristige Preisuntergrenze, unterhalb 
derer sich ein Angebot nicht rentiert. 
Bei der deutschen Steinkohle kommt 
durch die politischen und rechtli-
chen Vorgaben hinzu, dass in ihren 
Produktionskosten, deren Differenz 
zum BAFA-Preis durch Subventionen 
ausgeglichen wird, auch die Kosten 
für stillzulegende Bergwerke sowie 
die Altlasten des längst stillgelegten 
Bergbaus enthalten sind. 

Am Steinkohlenmarkt wird grund-
sätzlich zwischen längerfristigen 
Vertrags- und tages- oder wochen-
aktuellen Spotpreisnotierungen 
sowie einer Mischung von beiden 
unterschieden. 

Das Bundesamt für Wirtschaft und 
Ausfuhrkontrolle (BAFA) erhebt für 
die Kraftwerkskohle einen gewich-
teten Grenzübergangspreis, den so 
genannten BAFA-Preis, frei deutsche 
Grenze für Steinkohlenimporte aus 
Drittländern. Hierin sind sowohl 
Vertrags- als auch Spotlieferungen 
nur aus Nicht-EU-Ländern enthalten. 
Lieferungen aus Polen und Tschechien 
sind also seit deren Zugehörigkeit 
zur EU (1. Mai 2004) nicht mehr 
berücksichtigt. Der BAFA-Preis wird 
monatlich ermittelt und quartalsweise 

mit einer Zeitverzögerung von rund 
zwei Monaten veröffentlicht. Er dient 
in erster Linie zur Ermittlung eines 
Parameters für die Subventionierung 
deutscher Steinkohle zur Verstro-
mung. Bei subventionierter Kokskohle 
gelten ähnliche Regelungen. Der Ab-
satz von Kohle in den Wärmemarkt, 
wo die Heizöl- und Erdgaspreise den 
Maßstab bilden, wird nicht sub-
ventioniert. Insoweit dem BAFA-
Preis längerfristige Vertragspreise 
zugrunde liegen, unterscheidet er sich 
mehr oder weniger deutlich von den 
jeweiligen kurzfristigen Spotpreisen.
 
Für Steinkohlen-Spotmärkte sind 
mehrere Notierungen im Umlauf, die 
auf der Grundlage unterschiedlicher 
Preisbasen berechnet werden. So 
beinhalten beispielsweise die für den 
nordwesteuropäischen Markt rele-
vanten Kraftwerkskohle-Notierungen 
„McCloskey International Steam Coal 
Marker Price (MCIS)“ und „Average 
Price Index 2 (API 2)“ bereits den 
Binnentransport im Förderland sowie 
sämtliche Versicherungs-, Umschlags-  
und Frachtkosten (= cif, d.h. cost, 
insurance and freight) bis zu den 
Zielhäfen Antwerpen, Rotterdam 
oder Amsterdam (ARA). Hier müssen 
also zusätzlich insbesondere die 
Seefrachten berücksichtigt werden, 
die eigenständigen Marktgesetzmä-
ßigkeiten unterliegen. Ein Preis auf 
Basis fob („free on board“) beinhaltet 
nur die Kosten bis zum Verladehafen, 
wie z. B. der „Average Price Index 4 
(API 4)“, der die Kosten fob Richards 
Bay (Südafrika) enthält.

Steinkohlenpreise
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Frachtraten  
nach Europa gestiegenen Seefrachtraten aus, 

die sich im Laufe des vergangenen 
Jahres gegenüber dem Vorjahr 
mehr als verdoppelten und sich bis 
Mitte 2008 mehr als verdreifach-
ten.

Auch wurde der Steinkohlenwelt-
markt des letzten Jahres durch 
extreme Witterungsbedingungen 
– beispielsweise in Australien 
und Indonesien – sowie durch 
Transportprobleme in Russland 
empfindlich gestört. Dies führte zu 
Verzögerungen und Engpässen in 
der Produktion und Transportab-
wicklung. Zugleich war auch ein 
zunehmender „Ressourcen-Natio-
nalismus“ zu beobachten. China 
beispielsweise sah sich zu Beginn 
2008 durch den harten Winter dazu 
veranlasst, den Export von Kohle 
und Koks zeitweilig auszusetzen,  

der auch in normalen Zeiten kon-
tingentiert wird. Nur so konnte die 
heimische Versorgung sicherge-
stellt werden. Dies hatte erhebli-
che Auswirkungen auf die Preise, 
zumal China als größter Koksex-
porteur der Welt annähernd 50% 
des Markts versorgt. Auch wenn 
solche Sonderfaktoren nicht jedes 
Jahr wirksam werden und rezessi-
ve weltwirtschaftliche Tendenzen 
vorübergehend wieder Druck auf 
die Preise ausüben, sind mittelfris-
tig erhebliche Anspannungen auch 
auf dem Weltsteinkohlenmarkt 
zu erwarten. Eher nachhaltige 
Wirkung hat die bereits angespro-
chene hohe Nachfragekraft der 
Schwellenländer. Diese brachte 
die Steinkohlenmärkte unter Druck 
und sorgte für Mengenverschie-
bungen vom atlantischen auf den 
pazifischen Markt. So kauften 
Inder zunehmend auch in Südafrika 
Kraftwerkskohlen ein und verur-

sachten dort bei den Fob-Preisen 
hohe Preisausschläge. Ebenso sind 
die erheblichen Investitionsdefizite 
in ihrer gesamten Tragweite eher 
langfristiger Natur. Sie werden sich 
über kurz oder lang durch „Bottle-
necks“ (Engpässe) in der gesamten 
Kohlenlieferkette  auswirken – von 
der Förderung und Aufbereitung 
über den Binnentransport und 
Umschlag bis hin zur Seefracht 
und Anlandung (so genannte Coal 
Supply Chain). Um das Jahr 2012 
herum wird bei der Kraftwerks-
kohle mit einem Angebotsengpass 
auf dem Weltmarkt gerechnet. 
Das ergab eine Hochrechnung von 
E.ON unter Zugrundelegung einer 
Fundamentalanalyse zur Investiti-
ons-, Kapazitäts-, Produktions- und 
Nachfrageentwicklung auf dem 
Welt-Steinkohlenmarkt. Dies 
dürfte dann wieder in einem un-
terversorgten Markt für drastisch 
steigende Preise sorgen.
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Internationale Marktentwicklungen bei Energie und Rohstoffen
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Die zehn größten 
Kohlenprodu- 
zenten der Welt

Hinzu kommt die Angebotskon-
zentration auf Länderebene, die 
nach wie vor beträchtlich ist. 2007 
haben sich die zur Verfügung ste-
henden seewärtigen Exportmengen 
gegenüber dem Vorjahr stark er-
höht. Im seewärtigen Kraftwerks-
kohlenmarkt 2007 mit insgesamt 
geschätzten 618 Mio. t deckten die 
drei größten Lieferländer Indone-
sien (28%), Australien (19%) und 
Russland (12%) zusammen rund 
60% des Markts ab.

Beim seewärtigen Kokskohlen-
handel 2007 von rund 200 Mio. t 
betrug die Marktabdeckung der 
drei bedeutendsten Herkunftslän-
der Australien (68%), USA (13%) 
und Kanada (12%) zusammen rund 
93%. 

Auf die Unternehmensebene 
bezogen, blieb die Marktmacht 
der vier privatwirtschaftlichen 
Branchenriesen, der so genann-
ten „Big Four“ (BHP Billiton, Rio 
Tinto, Xstrata-Glencore und Anglo 
Coal) , in 2007 unverändert groß. 
So deckten die großen Vier bei der 
Kraftwerkskohle im Jahr 2007 rund 
30% ab. Sie nahmen mit einem 
Anteil von 47% am weltweiten 
seewärtigen Kokskohlenmarkt eine 
dominierende Marktposition ein. 
Die vieldiskutierte und noch nicht 
ganz ausgeschlossene Verschmel-
zung von Rio Tinto mit BHP Billiton 
würde dem entstehenden Konzern 
die Kontrolle über fast 40% der 
australischen Kokskohlen- und rund 
15% der australischen Kraftwerks-
kohlen-Exportkapazitäten in die 
Hand geben. Dies besorgt vor allem 

die Verbraucher im asiatischen 
Markt. Es dürfte aber auch nicht 
ohne Folgen für den atlantischen 
Markt bleiben.
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Handlungsoptionen für Deutschland

Deutschland wird trotz aller 
Bemühungen beim Energiesparen 
und beim Ausbau erneuerbarer 
Energien auf absehbare Zeit auf die 
Nutzung fossiler Energien ein-
schließlich der Kohle angewiesen 
sein. Das bekannte energiepoliti-
sche Zieldreieck erfordert einen 
ausgewogenen Energiemix. Neben 
der schwer steuerbaren Diversifi-
zierung bei importierten Energien 
sollte auch eine aktive Diversifi-
zierung bei heimischen Energie-
trägern erfolgen: Sei es, dass sie 
wie im Fall der Wasserkraft oder 
der Braunkohle wirtschaftlich sind 
oder dass sie staatliche Förderung 
benötigen, wie es außer bei der 
deutschen Steinkohle z. B. bei 
vielen regenerativen Energien der 
Fall ist. Im Interesse der Energie-  
und Rohstoffsicherheit sind Optio-
nen offen zu halten und nicht zu 
verschließen.

Dabei ist Deutschland kein energie-
rohstoffarmes Land, wenn man die 
großen heimischen Kohlenvorräte 
berücksichtigt. Unter deutschem 
Boden lagern rund 36 Mrd. t SKE 
heimisch gewinnbare Energieroh-
stoffvorkommen. Nach Angaben 
der europäischen Kohlevereinigung 
EURACOAL betragen die nach 
dem derzeitigen Stand der Technik 

gewinnbaren Braunkohlenvorräte  
in Deutschland 12,9 Mrd. t SKE, 
jene der Steinkohle liegen sogar 
bei 23 Mrd. t SKE. Die eigenen 
Gas- und Ölvorräte sind dagegen 
bescheiden.

Steigende Kohlepreise, steigen-
de Transportkosten und Aspekte 
der Versorgungssicherheit sor-
gen dafür, dass die heimische 
Steinkohlenförderung in einigen 
Staaten wieder zunehmend in das 
öffentliche Bewusstsein gerät. So 
gibt es Pläne und Überlegungen 
zu einem erneuten Aufschluss 
längst stillgelegter Kohlereviere 
in Europa. Auch in Japan gibt es 

politische Pläne, Bergwerke wieder 
zu eröffnen, die noch vor Jahren 
wegen zu hoher Förderkosten 
geschlossen worden sind, und die 
Produktion wieder anzukurbeln. Die 
Vorbereitungen hierzu stoßen aber 
auf einige Schwierigkeiten, da es 
kaum noch spezialisierte Geologen 
gibt und die Kenntnisse über die 
Lagerstätten zum Teil veraltet sind. 
Schwierigkeiten bereitet auch die 
Beschaffung ausreichend qualifi-
zierter Arbeitskräfte.

Deutschland könnte ähnliche Erfah-
rungen machen.



Zukunft ohne Bergbau?
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Europa ist der größte Stein-
kohlenimporteur

Gut die Hälfte der weltweit geför-
derten Kohle stammt aus China, ein 
Viertel aus Nordamerika. Der weit-
aus überwiegende Teil davon wird 
in den Förderländern verbraucht. 

Weltweit wachsender  
Energieverbrauch

Mit dem Wachstum der Weltbe-
völkerung wird auch die Nachfrage 
nach Energie und Rohstoffen weiter 
wachsen. Stark zunehmen wird der 
Anteil der Entwicklungs- und  
Schwellenländer.
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Grafik-Anhang

Die Wachstumsmärkte  
befinden sich in Asien

Weltweit werden die Steinkohlen-
exporte voraussichtlich weiter 
zunehmen. Allerdings wird Europa 
davon nicht profitieren, da Asien 
den größten Teil absorbiert.

Globale Verteilung der 
Weltkohlenvorräte

Die Weltkohlenvorräte verteilen 
sich zwar über alle Kontinente, 
aber zu zwei Dritteln auf nur vier 
Länder. Die Länderkonzentration 
ist sogar höher als bei Erdöl und 
Erdgas.  
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Hohe Angebotskonzen- 
tration im Kohlenweltmarkt

Beim Weltmarktangebot an Kohle 
und Koks ist die Länderkonzen-
tration relativ hoch. Bei Kokskohle 
liefert allein Australien weit über 
die Hälfte des Weltmarktangebots. 
Der Markt für Kohle bleibt eng.
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Kohle bleibt die Nr. 1

Weltweit ist die Kohle der bedeu-
tendste Energieträger zur Strom-
erzeugung. Sie wird ihren Anteil 
voraussichtlich weiter ausbauen.  
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Grafik-Anhang

EU-Importabhängigkeit 
nimmt weiter zu

Die hohe Energie-Importabhängig-
keit steigt nach den Prognosen der 
EU-Kommission weiter auf etwa 
2/3 in 2030.  

Die Abhängigkeit Westeuro-
pas von wenigen Kohlean-
bietern nimmt zu

Bis zu 90% der Kohlenimporte 
Westeuropas werden 2030 voraus-
sichtlich aus nur vier Lieferländern 
kommen.
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Kohle bleibt langfristig bei 
der Stromversorgung der EU 
wichtig

Nach Trendprognosen wird der 
Kohlenverbrauch der EU bei der 
Stromerzeugung zukünftig absolut 
wieder ansteigen.

EU-Steinkohlenförderung: 
Deutschland noch auf Rang 2

Über die Hälfte der Steinkohle der 
EU wird in Polen gefördert. An 
zweiter Stelle steht Deutschland.
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Grafik-Anhang

Importabhängigkeit auch 
bei Kraftwerkskohle

Der Anteil importierter Energie-
träger an der Stromerzeugung, so 
auch der Steinkohle, hat in den 
letzten Jahren stark zugenommen 
und wird weiter zunehmen.

Deutsche Hütten immer 
mehr auf Kohlenimporte 
angewiesen

Den überwiegenden Teil ihres 
Bedarfs decken deutsche Hütten 
heute mit Koks aus ausländischer 
Kohle. Nur noch ein immer gerin-
gerer Teil stammt aus deutscher 
Provenienz. Die Preis- und Liefer- 
risiken der deutschen Stahlindus-
trie werden dadurch zunehmen.
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Deutlicher Strukturwandel

Die Absatzstruktur der deutschen 
Steinkohle hat sich in den letzten 
25 Jahren erheblich verändert. 
Heute dominiert klar die Kraft-
werkskohle.

Steinkohlenbergbau ist ein 
Wirtschaftsfaktor

Rund die Hälfte der Wirtschafts-
leistung des Steinkohlenbergbaus 
geht in Form von Aufträgen an 
andere Unternehmen. Die ande-
re Hälfte fließt als Steuern und 
Abgaben an den Staat sowie in die 
Kaufkraft der Beschäftigten.



75

���������������������������� ��������������������

���������������������������������������������������������

���� ���� ����

� ���

� ���

� ���

�������� ����

� ���

� ���

� ���

�����������������������������������
�������

�

�

�

�

�

��

�����
����������������

���������

� ���

� ���

��������

��������������
��

��
� �

��������������
����

��������

����������������

�����������

�
��

��

��

Grafik-Anhang

Die Rationalisierungsan-
strengungen gehen weiter

Der Rationalisierungserfolg im 
deutschen Steinkohlenbergbau der 
letzten 20 Jahre ist insbesondere 
an der Steigerung von Schichtleis-
tung und Förderung je Abbaube-
triebspunkt deutlich ablesbar.

Gute Grundausbildung

Die Ausbildung im Bergbau ist 
anerkannt gut und bietet beste 
Chancen in der übrigen Wirtschaft. 
Eine spezifische Bergbauausbil-
dung erhalten jedoch nur noch 8% 
aller Auszubildenden.
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Klimavorsorge durch effi- 
zientere Kohletechnologie

Die globalen CO2-Emissionen aus 
Kohlekraftwerken könnten deutlich 
gesenkt werden, wenn der heutige 
Stand weltweit zum Einsatz käme 
und die Wirkungsgrade durch die 
weitere Forschung und Entwicklung 
noch verbessert werden.

Deutschland erfüllt seine 
Klimaziele

Während die CO2-Emissionen 
weltweit steigen, ist Deutschland 
auf gutem Wege, seine Minde-
rungsverpflichtungen bis 2012 zu 
erfüllen. Der Rückgang der CO2-
Emissionen aus deutscher Stein-
kohle ist überproportional.
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Grafik-Anhang

Globale CO2-Emissionen

Mehr als 40% der energiebeding-
ten CO2-Emissionen in der Welt 
entfallen auf China und die USA. 
Deutschlands Anteil liegt bei nur 
rund 3%.

Europa ist schon Vorreiter

Außerhalb Europas (inkl. GUS- 
Länder) gibt es bei der Verringerung 
der CO2-Emissionen kaum Fort-
schritte – eher im Gegenteil.



78

   Kohle, Erdöl und Erdgas in der Welt 2007

 Vorräte Verbrauch
 
 Energieträger Mrd. t SKE % Mrd. t SKE %

 Kohle  728  61  4,5  33
 Erdöl*  260  22  5,7  40
 Erdgas  210  17  3,8  27

 Insgesamt 1 198 100 14,0 100

gewinnbare Vorräte, * einschl. Ölsande
Quellen: Weltenergierat, 2004; Oil and Gas Journal, 2006

   Weltvorräte an Kohle, Erdöl und Erdgas

  Kohle Erdöl Erdgas Insgesamt
 
   Region Mrd. t SKE

 EU-27  50,9   1,3   2,8   55,0
 Eurasien* 193,4  21,1  69,8  284,3
 Afrika  49,5  22,0  17,3   88,8
 Naher Osten   1,4 145,5  86,7  233,6
 Nordamerika 212,0  40,9   9,9  262,8
 Mittel- und Südamerika  14,3  22,4   9,5   46,2
 VR China  94,6   3,1   2,7  100,4
 Ferner Osten  60,2   3,2  10,3   73,7
 Australien  52,2   0,3   1,0   53,5

 Welt 728,5 259,8 210,0 1 198,3
  60,8% 21,7% 17,5% 100,0%

Gewinnbare Vorräte, * ehem. UdSSR und übriges Europa
Quellen: Weltenergierat, 2004; Oil and Gas Journal, 2007

   Weltvorräte an Erdöl und Erdgas

 Erdöl Erdgas
 
 Region Mrd. t % Bill. m3 %

 EU-27   0,9   0,5   2,5   1,4
 Eurasien*  14,7   8,1  59,4  33,9
 Afrika  15,3   8,4  13,9   8,0
   darunter OPEC-Länder  13,2   7,3  11,4   6,5
 Naher Osten 101,8  56,0  72,2  41,2
   darunter OPEC-Länder 100,2  55,1  70,5  40,2
 Nordamerika**  28,6  15,8   8,0   4,6
 Mittel- und Südamerika  15,7   8,6   7,3   4,2
   darunter OPEC-Länder  12,5   6,9   4,7   2,7
 VR China   2,2   1,2   2,3   1,3
 Ferner Osten   2,3   1,3   8,6   4,9
   darunter OPEC-Länder   0,6   0,3   2,7   1,5
 Australien   0,2   0,1   0,9   0,5

 Welt 181,7 100,0 175,1 100,0
   darunter OPEC-Länder 126,5  69,6  89,3  50,9

Gewinnbare Vorräte, * ehem. UdSSR und übriges Europa, ** einschl. kanad. Ölsande
Quelle: Oil and Gas Journal, 2007

   Weltvorräte und -förderung an Steinkohle 2007

  Vorräte Förderung
 Region Mrd. t SKE Mio t

 EU-27  31,8  155
 Eurasien*  93,6  417
 Afrika  49,4  262
 Nordamerika 116,6 1 041
 Mittel- und Südamerika   7,2   83
 VR China  62,2 2 270
 Ferner Osten  54,9  730
 Australien  37,1  335

 Welt 454,3 5 293

Gewinnbare Vorräte, * ehem. UdSSR und übriges Europa
Quelle: Weltenergierat, 2007

   Weltenergieverbrauch

 Nicht erneuerbare Erneuerbare
 Energien Energien
        
  Kern-   Erd- Wasser-  Ins- 
  energie Kohle Erdöl gas kraft Sonstige gesamt

   Jahr Mio t SKE

 1970   28 2 277 3 262 1 326 146  827  7 866
 1980  247 2 724 4 320 1 853 206 1 066 10 416
 1990  738 3 205 4 477 2 525 271 1 420 12 636
 2000  955 3 123 5 005 3 091 329 1 535 14 038
 2005 1 031 4 191 5 488 3 522 379 1 960 16 571
 2006 1 047 4 418 5 575 3 682 387 2 030 17 139
 2007 1 024 4 544 5 653 3 772 380 2 120 17 493
 2010 1 047 3 946 6 152 3 860 394 1 949 17 413
 2020 1 108 4 560 7 246 4 928 458 2 271 20 569
 2030 1 091 5 142 8 234 5 898 521 2 658 23 544

Kernenergie und erneuerbare Energien mit Wirkungsgradansatz bewertet
Quelle der Prognosen: Internationale Energie-Agentur, 2004
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Statistik

   Weltstromerzeugung

   Kern-   Wasserkraft 
  Kohle energie Öl Gas u. Sonstige Insgesamt

    Jahr TWh

 1970  2 075   80 1 625 – 1 175  4 955
 1980  3 163  714 1 661  976 1 802  8 316
 1990  4 286 1 989 1 216 1 632 2 212 11 335
 2000  5 759 2 407 1 402 2 664 2 968 15 200
 2005  7 040 2 640 1 240 3 750 3 550 18 220
 2006  7 370 2 670 1 280 3 950 3 650 18 920
 2007  7 950 2 580 1 120 4 290 3 955 19 895

 2010  7 692 2 985 1 187 4 427 3 894 20 185
 2020  9 766 2 975 1 274 6 827 4 909 25 751
 2030 12 091 2 929 1 182 9 329 6 125 31 657

Quelle der Prognosen: Internationale Energie-Agentur, 2006

   Primärenergieverbrauch in der EU-27

      Wasserkraft  
     Kern- und sonst. Ins-
  Kohle Mineralöl Gas energie Energien gesamt

    Jahr Mio t SKE

 2005 431 1 003 606 367 123 2 530
   20061) 458 1 032 627 371 132 2 620
 2007 455 1 006 615 347 144 2 567

 2010 409   954 660 355 207 2 586
 2020 370   956 756 326 282 2 690
 2030 419   915 740 301 329 2 704

1) EU-27
 Kernenergie und erneuerbare Energien mit Wirkungsgradansatz bewertet 
 Quelle der Prognosen: Europäische Kommission, 2006

   Stromerzeugung in der EU-27

      Wasserkraft  
     Kern- und sonst. Ins-
  Kohle Öl Gas energie Energien gesamt

    Jahr TWh

 2005  990 160  660 930  440 3 180
   20061)  995 140  710 966  474 3 285
 2007 1 040 110  710 935  515 3 310

 2010  867 132  888 965  631 3 483
 2020  897 104 1 182 885  938 4 006
 2030 1 205  96 1 048 817 1 201 4 367

1) EU-27
  Quelle der Prognosen: Europäische Kommission, 2006

   Kohlenförderung in der EU-27 im Jahre 2007

  Steinkohle Braunkohle
    
   Land    Mio t SKE

 Deutschland 22,0 53,8
 Großbritannien 13,8 –
 Frankreich – –
 Griechenland – 11,9
 Irland –  1,2
 Italien – –
 Spanien 7,2  1,5
 Finnland –  4,6
 Österreich – –
 Polen 70,1 16,9
 Ungarn  0,0  2,9
 Tschechien  7,7 21,0
 Slowakei –  0,9
 Slowenien –  1,4
 Estland –  5,4
 Bulgarien –  6,6
 Rumänien  2,4  8,7

 EU-27 123,21 136,81

   Primärenergieverbrauch in Deutschland 

        Wasser- 
  Mineral- Stein- Braun-  Kern- Wind- kraft u. Ins- 
  öl kohle kohle Erdgas energie energie Sonstige gesamt

   Jahr Mio t SKE

 1980 206,7 85,2 115,7  73,9 20,7 0,0  5,9 508,1
 1990 178,7 78,7 109,2  78,2 56,9 0,0  7,2 508,9
 1995 194,1 70,3  59,2  95,5 57,4 0,2 10,2 486,9
 2000 187,6 69,0  52,9 101,9 63,2 1,2 15,6 491,4
 2005 176,3 61,7  54,4 110,2 60,7 3,3 26,9 493,5
 2006 174,7 67,0  53,8 111,3 62,3 3,8 30,6 503,5
   20071) 160,4 67,9  55,0 106,4 52,3 5,0 30,5 477,5

1)  vorläufig 
Kernenergie und erneuerbare Energien mit Wirkungsgradansatz bewertet
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   Absatz des deutschen Steinkohlenbergbaus 

 Inland EU-Länder

  Wärme- Kraft- Stahl- Stahl-  Dritt- Gesamt-
  markt werke industrie industrie übrige länder absatz

   Jahr Mio t SKE

 1960 61,3 22,1 31,3    27,0  5,3 147,0
 1970 28,5 31,8 27,9 19,8 5,7 3,2 116,9
 1980  9,4 34,1 24,9 13,0 4,8 2,1  88,3
 1990  4,1 39,3 19,8  5,2 2,2 0,4  71,0
 2000  0,7 27,6 10,0  0,0 0,3 0,0  38,6
 2004  0,3 21,1  6,7  0,0 0,1 0,0  28,2
 2005  0,3 20,3  6,1  0,0 0,1 0,0  26,8
 2006  0,3 18,3  3,7  0,0 0,1 0,0  22,4
 2007  0,3 18,8  4,1  0,0 0,1 0,0  23,3

   Rationalisierung im deutschen Steinkohlenbergbau 

  Leistung Förderung1)  
  unter Tage je je Abbau-  Abbau- 
  Mann/Schicht betriebspunkt Bergwerke2) betriebspunkte

   Jahr kg v. F.3) t v. F.3) Anzahl

 1960 2 057  310 146 1 631
 1970 3 755  868  69  476
 1980 3 948 1 408  39  229
 1990 5 008 1 803  27  147
 2000 6 685 3 431  12   37
 2005 6 735 3 888   9   24
 2006 6 409 3 686   8   21
 2007 7 071 3 636    7*   23

1) fördertäglich              2) Stand Jahresende ohne Kleinzechen              3) Bis 1996 Saar in t = t
* ab 1. 7. 2008

   Stromerzeugung in Deutschland 

        Wasser- 
  Stein- Braun- Kern- Mineral-  Wind- kraft u. Ins- 
  kohle kohle energie öl Erdgas energie Sonstige gesamt

   Jahr TWh

 1980 111,5 172,7  55,6 27,0  61,0  0,0 39,8 467,6
 1990 140,8 170,9 152,5 10,8  35,9  0,1 38,9 549,9
 1995 147,1 142,6 154,1  9,1  41,1  1,5 41,3 536,8
 2000 143,1 148,3 169,6  5,9  49,2  9,5 50,9 576,5
 2005 134,1 154,1 163,0 11,6  71,0 27,2 59,6 620,6 
   20061) 137,9 151,1 167,4 10,5  73,4 30,7 65,9 636,8
   20071) 142,0 155,1 140,5  9,7  74,9 39,5 74,0 635,9

1)  vorläufig

   Belegschaft1) im deutschen Steinkohlenbergbau 

   Arbeiter und
        Arbeiter                   Angestellte Angestellte

    unter über unter über Ins- darunter 
   Tage Tage Tage Tage gesamt Auszubildende
  Jahres-
    ende 1000

 1957 384,3 169,3 16,3 37,4 607,3 48,2
 1960 297,0 140,2 16,8 36,2 490,2 22,7
 1965 216,8 110,5 15,6 34,1 377,0 15,2
 1970 138,3  75,6 13,0 25,8 252,7 11,5
 1975 107,9  60,9 11,5 22,0 202,3 14,1
 1980  99,7  55,8 10,6 20,7 186,8 16,4
 1985  90,1  47,4 10,2 18,5 166,2 15,7
 1990  69,6  35,9  8,9 15,9 130,3  8,3
 1995  47,2  25,7  6,1 13,6  92,6  2,9
 1996  42,6  23,9  5,8 12,9  85,2  2,8
 1997  38,1  22,7  5,2 12,1  78,1  2,7
 1998  35,0  20,5  4,9 11,4  71,8  2,7
 1999  31,9  19,2  4,3 11,0  66,4  2,5
 2000  25,6  18,2  3,8 10,5  58,1  2,3
 2001  23,0  16,2  3,4 10,0  52,6  2,2
 2002  21,6  14,4  3,1  9,6  48,7  2,4
 2003  20,0  13,6  2,8  9,2  45,6  2,7
 2004  19,6  11,6  2,8  8,0  42,0  2,9
 2005  17,7  10,9  2,6  7,3  38,5  3,2
 2006  16,2    9,9  2,4  6,9  35,4  3,0
 2007  15,0    9,1  2,3  6,3  32,8  2,4

1) Belegschaft einschließlich Mitarbeiter in struktureller Kurzarbeit und Qualifizierung

   Steinkohlenförderung in Deutschland 
 Revier  
     Ibben- Bundes-
  Ruhr Saar Aachen büren republik

       Jahr Mio t v. F.

 1957 123,2 16,3 7,6 2,3 149,4
 1960 115,5 16,2 8,2 2,4 142,3
 1965 110,9 14,2 7,8 2,2 135,1
 1970  91,1 10,5 6,9 2,8 111,3
 1975  75,9  9,0 5,7 1,8  92,4
 1980  69,2 10,1 5,1 2,2  86,6
 1985  64,0 10,7 4,7 2,4  81,8
 1990  54,6  9,7 3,4 2,1  69,8
 1995  41,6  8,2 1,6 1,7  53,1
 1996  38,0  7,3 1,0 1,6  47,9
 1997  37,2  6,7 0,2 1,7  45,8
 1998  32,4  6,6 – 1,7  40,7
 1999  31,1  6,4 – 1,7  39,2
 2000  25,9  5,7 – 1,7  33,3
 2001  20,0  5,3 – 1,8  27,1
 2002  18,9  5,4 – 1,8  26,1
 2003  18,2  5,6 – 1,9  25,7
 2004  17,8  6,0 – 1,9  25,7
 2005  18,1  4,7 – 1,9  24,7
 2006  15,2  3,6 – 1,9  20,7
 2007  15,9  3,5 – 1,9  21,3

Bis 1996 Saar in t = t



Bergbau und Kultur

Obelisk der Sonnenuhr auf dem  
Landschaftsbauwerk Hoheward, Herten;
im Hintergrund das Steinkohlekraftwerk  
Scholven, Gelsenkirchen
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Gründung und Aufgaben

Der Gesamtverband Steinkohle (GVSt) wurde am 11. De zem ber 1968 als 
Gesamtverband des deutschen Steinkohlenbergbaus gegründet. Er hat 
die satzungsge mäße Auf ga be, die all ge mei nen Belange seiner Mit glie-
der, insbe sondere auf wirt schafts po li ti schem und so zi al po li ti schem 
Gebiet, wahr zu neh men und zu fördern und vertritt seine ordentlichen 
Mitglieder als Arbeitgeber und Tarifpartei.

Die Tätigkeit des Verbands erstreckt sich über den na tio na len Be reich 
hinaus auf die Ebene der Eu ro päi schen Union sowie auf die Mitwirkung 
in wei te ren in ter na tio na len Gre mi en.

Über die Dachverbände der deutschen Wirtschaft, in denen der GVSt 
direkt und indirekt vertreten ist, beteiligt er sich an der politischen 
Willens- und Entscheidungsbildung in Deutsch land.

Geschäftsführung

Prof. Dr. Franz-Josef Wodopia, Essen,
Hauptgeschäftsführer 

Elmar Milles, Essen

Geschäftsbereiche

Wirtschaft/Umwelt/Statistik
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Vorstand

Bernd Tönjes, Herne, 
Vorsitzender (Präsident) ,
Vorsitzender des Vorstands der
RAG Aktiengesellschaft 

Dr. Wilhelm Beermann, Essen, 
Stellvertretender Vorsitzender 
und Ehrenpräsident

Jürgen Eikhoff, Herne, 
Mitglied des Vorstands der  
RAG Aktiengesellschaft

Rainer Platzek, Rheinberg,
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Mitglied des Vorstands der  
RAG Aktiengesellschaft

Dr. Alfred Tacke, Essen, 
Mitglied des Vorstands der  
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Stand: Mitte Oktober 2008

Mitglieder 
 
RAG Aktiengesellschaft, Herne

RAG Deutsche Steinkohle AG, 
Herne 

RAG Anthrazit Ibbenbüren GmbH, 
Ibbenbüren

Bergwerksgesellschaft  
Merchweiler mbH, Quierschied

Evonik Steag GmbH, Essen



83

Verzeichnis der Grafiken und Tabellen

Deutsche Steinkohle 
 
Öffentliche Hilfen für die deutsche Steinkohle 16
Entwicklung der Subventionen in Deutschland 17
Steinkohlenbergwerke in Deutschland 20
Steinkohlenförderung 2007 bis 2018 21
Beschäftigungseffekte des deutschen Steinkohlen- 
bergbaus nach Regionen 22
Fiskalische Folgekosten bei unterschiedlichen  
Arbeitsplatzersatzraten 22  
Anpassung im deutschen Steinkohlenbergbau 23
Unfallrückgang im Steinkohlenbergbau (1995 - 2007) 26
Produktion der deutschen Bergbaumaschinen- 
industrie 32
Exporte der deutschen Bergbaumaschinenindustrie 33
Primärenergieverbrauch in Deutschland 34
Steinkohlenverbrauch in Deutschland 35
Verbrauch heimischer und importierter Steinkohle  
in Deutschland 35
Einfuhren von Steinkohle und Koks nach Deutschland 36 
Primärenergiegewinnung in Deutschland 36
Kohlenimporte nach Deutschland 2007 37
Deutsche Steinkohle im Meinungsbild 37
Versorgungsrisiko bei Öl, Gas und Steinkohle  
1978 - 2007 gemäß RWI 38
Zunahme des Versorgungsrisikos bei vollständiger 
Versorgung mit Öl, Gas und Steinkohle  
in Deutschland durch Importe 39
Politische Stabilitätsgrade Kohle produzierender  
Länder gemäß Weltbank-Klassifikation 40 

Klima und Energie 
 
Weltenergieverbrauch 42
Energiebedingte CO2-Emissionen in der Welt 42
CO2-Abtrennungsverfahren 45
Wirkungsgrad und Kosten von CCT und CSS 47
Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien 49
Differenzkosten für Strom aus erneuerbaren  
Energien 50
Globale Temperaturtrends 52
IPCC-Prognosen und beobachtete Werte  52
Luftqualität im Rhein-Ruhr-Gebiet: Heute besser  
als früher in Reinluftgebieten 53
Stromerzeugung in Deutschland 54

Internationale Marktentwicklungen  
bei Energie und Rohstoffen 
 
Bedeutung von China, Indien, USA im Vergleich 
zu Deutschland 57
Einfuhrpreisentwicklung von Erdöl, Erdgas und  
Steinkohle 57
Außenwirtschaftliche Energierechnung 58
Energieimportabhängigkeit in Deutschland 2007 59
Weltvorräte und Weltverbrauch von Kohle,  
Öl und Gas  60
Weltvorräte an Öl und Gas 61
Welthandelsintensität bei Steinkohle 62
Preise für Kraftwerkskohle 62
Frachtraten nach Europa 64
Angebots- und Nachfragetrends am internationalen 
Kraftwerkskohlenmarkt 64
Kokskohlen-Weltmarkt: Seewärtiger Handel 65
Die zehn größten Kohlenproduzenten der Welt 65
Energierohstoffvorräte in Deutschland 66 

Anhang 

Energieverbrauch im Vergleich zur Weltbevölkerung 68
Weltsteinkohlenförderung und -verbrauch 68 
Weltkohlenvorräte 69
Welthandel mit Kohle 69
Steinkohlen- und Koksexporte 70 
Weltstromerzeugung 70 
Energieverbrauch in der EU-27 71
Kohlenimporte nach Westeuropa 71
Steinkohlenförderung in Europa 72
Stromerzeugung in der EU-27 72
Stromerzeugung aus Steinkohle in Deutschland 73
Kohleversorgung der deutschen Stahlindustrie 73
Absatzstruktur deutscher Steinkohle 74 
Steinkohlenbergbau im Wirtschaftskreislauf 74 
Schichtleistung und Förderung 75
Auszubildende im Steinkohlenbergbau 75 
CO2-Minderung in Deutschland 76
CO2-Vermeidung durch Wirkungsgradverbesserung 76
Bilanz der Weltklimapolitik 1990 - 2007 77
Energiebedingte CO2-Emissionen in der Welt 77

Statistik 78



Impressum

Herausgegeben von der Geschäftsführung 
des Gesamtverbandes Stein koh le
Rüttenscheider Straße 1 - 3
45128  Essen

Tel.:  + 49 (0)201 / 801 4305
Fax:  + 49 (0)201 / 801 4262
E-Mail: kommunikation@gvst.de
Internet: www.gvst.de

Redaktion:  Prof. Dr. Franz-Josef Wodopia,  
  Jürgen Ilse, Achim Lange,  
  Roland Lübke, Dr. Detlef Riedel,  
  Dr. Reinhard Rohde, Andreas-Peter Sitte,  
  Dr. Kai van de Loo, Dr. Gerd-Rainer Weber

Fotos:  Bergbau-Archiv Evonik, GVSt, RAG, 
  Stiftung Bibliothek des Ruhrgebiets
Gestaltung, Layout, Grafik, Bildmontagen:
  Q-Medien GmbH,  
  42699 Solingen
Verlag:  VGE Verlag GmbH,
  45219 Essen
Druck:  B.o.s.s Druck und Medien GmbH,
  47574 Goch

ISSN  0343-7981



Bergwerke* (Anzahl)  8 (Mitte 2008: 7)

Zechenkokereien* (Anzahl)  1
Brikettfabriken* (Anzahl)  2

Belegschaft* insgesamt 32 803 Mitarbeiter 

- Ruhrrevier  25 008 Mit ar bei ter
- Saarrevier   5 329 Mit ar bei ter
- Ibbenbüren  2 466 Mit ar bei ter

Steinkohlenförderung insgesamt 21,3 Mio. t v. F.***

  = 22,0 Mio. t SKE**
- Ruhrrevier   15,9 Mio. t v. F. 
- Saarrevier  3,5 Mio. t v. F. 
- Ibbenbüren 1,9 Mio. t v. F. 

Kokserzeugung (Zechenkokerei) 2,0 Mio. t
Brikettherstellung 0,1 Mio. t

Technische Kennzahlen

Leistung je Mann und Schicht unter Tage  7 071 kg v. F. 
Förderung je Abbaubetriebspunkt 3 680  t v.F./Tag
Mittlere Flözmächtigkeit  163 cm
Mittlere Streblänge  334 m
Mittlere Gewinnungsteufe  1145 m
Größte Schachttiefe  1750 m                     

Absatz insgesamt 23,3 Mio. t SKE

- Elektrizitätswirtschaft  18,8 Mio. t SKE 
- Stahlindustrie    4,1 Mio. t SKE
- Wärmemarkt    0,3 Mio. t SKE
- Ausfuhr    0,1 Mio. t SKE

Anteil deutscher Steinkohle

- am Primärenergieverbrauch in Deutschland   5 % 
- an der Stromerzeugung in Deutschland 9 % 
- am Steinkohlenverbrauch 33 %
- an der Stromerzeugung aus Steinkohle 39 %
- an den inländischen Energievorräten 63 %

 * Ende des Jahres; Belegschaft einschließlich Mitarbeiter in struktureller Kurzarbeit und  
  Qualifizierung 
 ** SKE = Steinkohleneinheit. 1 kg SKE = 7 000 kcal bzw. 29 308 kJ  
  (entspricht dem mittleren Heizwert eines Kilogramms Steinkohle)
 *** v. F. = verwertbare Förderung (berücksichtigt werden Wasser und Asche ge halt)

Kennzahlen zum Steinkohlenbergbau  
in Deutschland 2007






